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Editorial

Inklusive Erwachsenenbildung  
und Leichte Sprache

Vielleicht ist schon das Wort „inklusiv“ 
eine Barriere, die für verschiedene Men-
schen vom Sprachverständnis her nicht 
zu überwinden ist. Dennoch ist das Wort 
„inklusiv“ in vieler Munde. Vor allem 
bei den Menschen, die sich im Sinne der 
UN-Behindertenrechtskonvention für 
Inklusion einsetzen und dafür, dass Men-
schen mit Behinderung am Leben in der 
Gesellschaft teilhaben und keine Benach-
teiligung erfahren.
Für das weite Feld der Erwachsenen-
bildung und das Zusammenarbeiten mit 
Menschen mit Behinderung ist die UN-
Behindertenrechtskonvention eine große 
Herausforderung. Diese zu bewältigen, 
bedarf es des unermüdlichen Suchens 
nach angemessenen Methoden. Vor allem 
bezogen auf Menschen mit geistiger 
Behinderung bzw. Lernschwierigkeiten 
versucht der Ansatz der „Leichten Spra-
che“ Texte und Informationen verständ-
lich aufzubereiten und darzustellen. Bei 
der Berliner Tagung „Inklusive Erwach-
senenbildung“ im Mai 2011 in Berlin gab 
es Seminare und Angebote, die diesen 
Ansatz umgesetzt haben.
Das vorliegende Heft greift in mehreren 
Beiträgen das Thema Leichte Sprache 
auf und versucht, Leichte Sprache zu 
zeigen. Eine Einführung in das Thema 
gibt Nadine Rüstow. Die Autoren Martin 
Konrad, Liane Neubert und Janna Harms 
stellen die Ausbildung zur Nueva-Exper-
tin bzw. zum Nueva-Experten vor. Hier 
steht Verständlichkeit im Mittelpunkt. 
Und Anne Goldbach erläutert in einem 
weiteren Beitrag, wie während der Ber-
liner Tagung Teilnehmer am Thema 
„Erwachsen sein“ gearbeitet haben.
Wichtige Ideen und Impulse sind aus der 
Berliner Tagung hervor gegangen.

Ganz besondere Impulse sind aber für die 
Erwachsenenbildung für und mit Men-
schen mit Behinderung in den zurücklie-
genden weit über 20 Jahren von einem 
Menschen ausgegangen, der im Sommer 
dieses Jahres verstorben ist: Professor 
Herbert Höss. Zwei Beiträge in diesem 
Heft erinnern an sein mitreißendes Enga-
gement und an seine Bedeutung für die 
Gesellschaft Erwachsenenbildung und 
Behinderung (GEB). Mit der Zeitschrift 
werden wir auch künftig ihn, den Ehren-
präsidenten der GEB, als Menschen und 
seine Impulse in Ehren halten.

Dr. Werner Schlummer
Schriftleiter

Vorschau auf Heft 1/2012
Im nächsten Heft befassen wir uns 
mit den Möglichkeiten von Men-
schen mit Behinderung, sich in Ein-
richtungen der Behindertenhilfe im 
Rahmen von Mitwirkung zu enga-
gieren. Wie wichtig dabei entspre-
chende Erwachsenenbildungsange-
bote sind, verdeutlichen einzelne 
Beiträge.
Die Redaktion freut sich auch auf 
Ihre Beiträge, die sich mit diesem 
Thema auseinandersetzen.

Werner 
Schlummer
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Schwerpunktthema

Leichte Sprache – wie geht das?
Methodische Ansätze für Texte bei erwachsenen- 

pädagogischen Angeboten für Menschen mit  
Lernschwierigkeiten

Notwendigkeit der Nutzung 
einer leicht verständlichen 
Sprache
Während für einen Großteil der Men-
schen der Zugang zu schriftsprachlichen 
Informationen zu einer selbstverständli-
chen Handlung gehört, ist für Menschen 
mit Lese- und Verständnisproblemen (z. 
B. kognitive Beeinträchtigungen, ältere 
Menschen, Analphabeten oder Menschen 
mit einer Hörschädigung) das Verstehen 
der alltäglichen Schriftsprache erschwert. 
Sprache kann eine Barriere sein, um einer 
Entscheidungs- und Handlungsautono-
mie  entgegen zu wirken (vgl. Rüstow 
2009, 71).
Menschen mit Lernschwierigkeiten sind 
in der Regel auf Informationsquellen 
angewiesen, die ihnen im unmittelbaren 
Umfeld zur Verfügung gestellt werden. In 
ihrem häuslichen Wohnumfeld beschränkt 
sich der Zugang zu schriftlichen Infor-
mationen oftmals auf das Lesen von 
Speiseplänen, Tagesstrukturplänen oder 
die Bekanntgabe von Veranstaltungen 
innerhalb der Einrichtung (vgl. Rüstow 
2009, 4). Im Rahmen meiner Tätigkeit 
als Fachkraft in einer Wohneinrichtung 
für Menschen mit Lernschwierigkeiten 
stoße ich oft auf zu kompliziert gestaltete 
Informationen für diesen Personenkreis. 
In der Regel hinterfragen Bewohnerin-
nen und Bewohner die unverständlichen 
Materialien kaum. Dadurch entwickeln 
sich ein Informationsdefizit im Alltag 
und eine Abhängigkeit von Fachkräften 
(ebd.). Dass die Bewohner in meiner Ein-
richtung keine verständlichere Sprache 

einfordern, führt diesbezüglich zu einem 
Verständigungsvakuum, ist aber kein 
Gegenargument für die Notwendigkeit 
von leichter Sprache.
Selbstvertretungsgruppen – z. B. „Mensch 
zuerst – Netzwerk People First Deutschland 
e. V.“ – benutzen den Begriff „schwere 
Sprache“ und meinen damit lange ver-
schachtelte Sätze, die Verwendung von 
Fremdwörtern ohne Bedeutungsklärung 
oder eine unübersichtliche Gestaltung 
von Dokumenten (vgl. Ströbl 2006, 45). 
In erster Linie ging die Forderung nach 
einer barrierefreien Sprache in öffentli-
chen, rechtlichen und privaten Bereichen 
von Menschen mit Lernschwierigkeiten 
in Selbstvertretungsgruppen aus. Der 
Verein „Mensch zuerst – Netzwerk Peo-
ple First Deutschland e. V.“ setzt sich 
seit zehn Jahren für die Nutzung einer 
Leichten Sprache ein. Informationsbe-
dürfnisse einzufordern, benötigt sehr 
viel Selbstvertrauen und Eigenverant-
wortung. Das Umfeld von Menschen mit 
Lernschwierigkeiten stellt oft zu geringe 
Erwartungen an sie, was sich negativ auf 
ihr Selbstwertgefühl und demzufolge auf 
eine geringe Motivation auswirken kann 
(vgl. Kupke/Schlummer 2010, 68). Um 
sich eigenständig in der Welt bewegen 
zu können, ist es wichtig, die Sprache zu 
verstehen.
Was durch die Initiative relativ kleiner 
Gruppen angeregt und gefordert wurde, 
wird inzwischen auf internationaler Ebene 
thematisiert. Im Zuge der Ratifizierung 
der UN-Konvention über die Rechte von 
Menschen mit Behinderung verpflichten 
sich die Vertragsstaaten, eine volle Teil-

Nadine 
Rüstow
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habe in allen Bereichen des Lebens zu 
ermöglichen. Hierzu gehört das Recht auf 
einen barrierefreien Zugang zu schrift-
sprachlichen Informationen. Dies findet 
sich in den Artikeln der UN-Konvention 
– Übereinkommen über die Rechte von 
Menschen  mit Behinderungen wieder. In 
Artikel 2 heißt es dort:
„Im Sinne des Übereinkommens schließt 
‚Kommunikation‘ Sprachen, Textdarstel-
lung, […] Großdruck, leicht zugängliche 
Multimedia sowie schriftliche, auditive, 
in einfache Sprache übersetzte, durch 
Vorleser zugänglich gemachte sowie 
ergänzende und alternative Formen, Mit-
tel und Formate der Kommunikation, 
einschließlich leicht zugänglicher Infor-
mations- und Kommunikationstechnolo-
gie, ein“ (UN-BRK 2008, 5).
Zugänglichkeit meint, Informationen 
entsprechend der Zielgruppe einfach und 
verständlich zu gestalten. Dies bedeutet 
nicht nur, eine einfache Sprache zu ver-
wenden, sondern die Komplexität des 
Inhaltes auch so verständlich zu machen, 
dass ein Verständnis dessen möglich ist. 
Die Nutzung einer „einfachen Sprache“ 
bedeutet nach Freyhoff et al. nicht, kind-
lich und banal zu schreiben. In der Regel 
wenden sich Texte in „leichter Sprache“ 
an erwachsene Menschen, für die ein 
alters- und entwicklungsgemäßer Aus-
druck notwendig ist (vgl. Freyhoff et al. 
1998, 8).
Im Bereich der Erwachsenenbildung ist 
es wichtig, Angebote in Leichter Sprache 
für Menschen mit Lernschwierigkeiten 
anzubieten. Dies ist Voraussetzung für 
eine Teilhabe am Bildungsgeschehen. 
Die dadurch verbesserte Lebensqualität 
ist gleichsam pädagogische Leitidee der 
Erwachsenenbildung.

Erwachsenenbildung und 
Leichte Sprache

Die Erwachsenenbildung für Menschen 
mit Lernschwierigkeiten verfolgt u. a. 
das Ziel, Informations- und Bildungs-
bedürfnisse derer zu befriedigen, die 
aufgrund von Lese- und Verständnispro-
blemen einen erschwerten Zugang zur 
Schriftsprache haben. Tatsächlich kann 
es, wie bereits zuvor angedeutet, die 
Schwierigkeit geben, dass Menschen mit 
Lernschwierigkeiten Bildungsbedürf-
nisse nicht so klar signalisieren. Jedoch 
reagieren sie auf entsprechende Ange-
bote interessiert (oder auch nicht), was 
dann so interpretiert werden kann, dass 
ein Angebot auf ein Bedürfnis gestoßen 
ist. Hinzu kommt, dass es Inhalte gibt, 
die vermittelt werden müssen. Ein barri-
erefreier sprachlicher Zugang kann dann 
einer ungünstigen Motivationslage ent-
gegenwirken.
Bildungsbedürfnisse zu befriedigen 
bedeutet auch, sich mit der Lebenswelt 
jener zu befassen, die bei der selbstbe-
stimmten Gestaltung ihres Lernumfeldes 
benachteiligt sind. Orientierung an den 
Prinzipien der allgemeinen Erwachsenen-
bildung bei der Gestaltung der Angebote 
für Menschen mit Lernschwierigkeiten 
erfordert eine methodisch-didaktische 
Kompetenz des Erwachsenenbildners. 
Bei der Planung des Bildungsangebotes 
geht es zuallererst darum, den Bildungs-
bedarf festzustellen und die Erreichbar-
keit der Teilnehmer zu gewährleisten. 
Eine wesentliche methodisch-didaktische 
Forderung ist das Prinzip der Mitwirkung. 
Es meint, Teilnehmer bei der Angebot-
splanung und bei der Durchführung der 
Angebote zu beteiligen. Meinungsbilder 
erstellen, Themenvorschläge machen 
oder Abstimmungen durchführen sind 
einige Möglichkeiten, um die Bedürf-
nisse der Teilnehmer herauszufinden.

Schwerpunktthema
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Um Überforderungen zu vermeiden, 
ist eine gute Unterstützung notwendig. 
Hierbei wirkt sich die Sensibilität von 
Erwachsenenbildnern hinsichtlich ihrer 
Sprachgewohnheiten bei der Information 
und Beratung beteiligungsfördernd aus. 
Die Verwendung einer leicht verständli-
chen Sprache sollte dabei ein wichtiges 
Kriterium sein, Mitwirkung zu ermögli-
chen. Eine Anleitung, sich leicht und ver-
ständlich auszudrücken im mündlichen 
wie im schriftlichen Sprachgebrauch, 
wird im nächsten Abschnitt erläutert.

Konzept „Leichte Sprache“

„Lesen und Schreiben sind wichtige 
Bestandteile unserer alltäglichen Kom-
munikation. Wir schreiben, weil wir 
anderen etwas mitteilen und uns auch ver-
ständlich machen möchten. Wenn unsere 
Mitteilungen nicht verstanden werden, 
sind unsere Bemühungen vergebens. Ein 
komplizierter sprachlicher Stil erschwert 
es Menschen mit Lernbehinderung den 
Inhalt geschriebener Informationen zu 
verstehen“ (MASGFF 2008, 4).
„Mit Leichter Sprache wird eine barriere-
freie Sprache bezeichnet, die sich durch 
einfache, klare Sätze und ein übersichtli-
ches Schriftbild auszeichnet. Sie ist des-
halb besser verständlich, besonders für 
Menschen mit Lernschwierigkeiten oder 
mit Behinderungen“ (ebd., 6).
Es handelt es sich um ein Verfahren, ein 
leicht lesbares Dokument zu erstellen, 
um den Zugang zu Informationen zu 
erleichtern. Beim Verfassen eines leicht 
verständlichen und leicht lesbaren Doku-
mentes sind die Interessen und Fähigkei-
ten der Zielgruppe im Auge zu behalten 
(vgl. Freyhoff et al. 1998, 8). Dies gestal-
tet sich im Hinblick auf die Heterogeni-
tät der Zielgruppe nicht immer einfach. 
Zudem verbirgt sich unter dem Begriff 

Schwerpunktthema

„Menschen mit Lernschwierigkeiten“ 
eine Zielgruppe mit schwer zu erfassen-
den Lernniveaus (vgl. Klauß 2008, zit. n. 
Kupke/Schlummer 2010, 68). Deshalb ist 
es besonders wichtig, sich mit der Lebens-
welt und den speziellen Bedürfnissen der 
Betroffenen auseinanderzusetzen.
Die Frage der Verständlichkeit ist kein 
einmaliger Akt der Vorbereitung, nach 
dem der Text erstellt wird. Die ständige 
Überprüfung der Verständlichkeit ist ein 
wichtiger Bestandteil des Formulierungs- 
und Übersetzungsprozesses in Leichte 
Sprache. Wenn von Übersetzung die Rede 
ist, dann ist die Umwandlung eines kom-
pliziert gestalteten in ein leicht lesbares 
Dokument gemeint. Der ständige Dialog 
zwischen Autor und Zielgruppe ist unab-
dingbar für den Verstehensprozess von 
Menschen mit Lernschwierigkeiten (vgl. 
Fix 2003, 10, zit. n. Kupke/Schlummer 
2010, 70). Für das spätere Verständnis 
des Dokumentes ist entscheidend, sich 
vor dem Formulierungs- und Überset-
zungsprozess Gedanken über Kenntnisse 
der Zielgruppe zu machen.
Vorerst ist zu klären, was eine Einfach-
heit im Zusammenhang im Kontext Spra-
che bedeutet. Wann ein Text leicht lesbar 
und wann eine leichte Sprachgestaltung 
angemessen ist, definieren Freyhoff et 
al. wie folgt: „Ein leicht lesbares Doku-
ment kann somit als ein Text definiert 
werden, der nur die wichtigste Informa-
tion enthält und auf die direkteste Weise 
präsentiert wird, so daß er die größtmög-
liche Zielgruppe erreicht“ (vgl. Freyhoff 
et. al. 1998, 8). Der Sinn eines einfa-
chen Textinhaltes lässt sich problemlo-
ser in eine „leichte Sprache“ übersetzen 
als ein komplizierter Sachverhalt. Das 
Verstehen des zu übersetzenden Textes 
benötigt die Beteiligung von Vorwissen, 
welches ermöglicht, Schlüsse zu ziehen 
und Erwartungen zu bilden (vgl. Wessels 
2003, 26). Man kann von einem wech-
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selseitigen Verhältnis zwischen Text und 
Leser ausgehen, welches als eine Akti-
vierung von gespeicherten Gedächtnis-
inhalten des Lesers verstanden werden 
kann (vgl. Engelkamp 1984, 40).
Der Übersetzer bringt sich als Indivi-
duum mit ein und beeinflusst mit seinen 
Vorkenntnissen den Übersetzungspro-
zess. Er verleiht dem Gelesenen auf der 
Basis seines eigenen Vorwissens einen 
Sinn und passt diesen an die spezifischen 
Bedürfnisse der Empfängergruppe an 
(vgl. Wessels 2003, 61). Er übernimmt 
gleichzeitig als Rezipient des Ausgangs-
textes und Produzent des Zieltextes eine 
doppelte Rolle (vgl. Wessels 2003, 60). 
Zu Beginn des Übersetzungsprozesses ist 
es Aufgabe des Übersetzers, die Bedeu-
tung des Textes zu erfassen, um dann die 
Schlussfolgerungen mit den Bedingun-
gen des Nutzerkreises abzugleichen.
Im Sinne von Standards und Regeln 
kommt es dabei vor allem auf die Berück-
sichtigung folgender Aspekte an: 
- Lesermerkmale 
- Inhalt 
- Textgestaltung 
Diese werden im Weiteren beschrieben.

Lesermerkmale
Vorwissen, Bildungsgrad und Sprach-
beherrschung der Zielgruppe sind beim 
Verfassen eines leicht lesbaren Doku-
mentes von wichtiger Bedeutung. „Bei 
mehreren Adressatengruppen sollten sich 
die Formulierungen an der Gruppe orien-
tieren, die die geringsten Voraussetzun-
gen mitbringt, wenngleich der Text auch 
nicht zu geringe Anforderungen stellen 
darf, damit die Motivation zur Lektüre 
erhalten bleibt“ (vgl. Wessels 2003, 65). 
Eine noch weitestgehend unerschlossene 
Lebenswelt von Menschen mit Lern-
schwierigkeiten ist die politische Bildung. 
Sie bietet nach wie vor ein ungenutztes 
Potenzial. Hierbei sollten die kognitiven 

Leistungen mit dem Bildungsgrad und 
Vorwissen des Lesers in Zusammenhang 
gebracht werden.

Inhalt
Einen komplizierten Inhalt in eine „leichte 
Sprache“ zu übersetzen, ist schwieriger, 
als über einfache Dinge zu schreiben. 
Ein abstrakter Inhalt sollte möglichst mit 
konkreten Beispielen belegt sein (vgl. 
Freyhoff et al. 1998, 8). Menschen mit 
Lernschwierigkeiten haben oft Probleme 
mit dem Behalten und Verstehen von 
Informationen. Der Inhalt sollte deshalb 
nicht überladen sein und nur eine Aus-
sage in einem Satz beinhalten.
Den Inhalt eher über Bilder, Fotos und 
Symbole zu transportieren, spielt für 
Menschen, die nicht lesen können, eine 
wichtige Rolle. Kupke/Schlummer gehen 
davon aus, dass die Auswahl der Bilder 
für eine Leichte Sprache in der primären 
Aufgabe des Textverfassers liegt (Kupke/
Schlummer 2010, 69). 
Bei der Prüfung der Texte auf Verständ-
lichkeit und Bilddarstellung kann es 
durchaus sein, dass die Auswahl der Bil-
der durch Menschen mit Lernschwierig-
keiten bestimmt wird. Genaue Kriterien 
der Prüfung müssten dann noch erarbei-
tet werden. Wenn es um die Regeln der 
Leichten Sprache geht, ist in jedem Falle 
eine Einheitlichkeit der Bilddarstellung 
von Bedeutung.
Ein Text oder eine Information soll eine 
Beziehung zum Empfänger herstellen. 
Teigeler bezeichnet dies als die psycho-
logische Sachordnung einer Mitteilung 
(Teigeler 1982, 68).
Bei Texten mit hoher Informationsdichte 
müssen inhaltliche Einschränkungen 
zugunsten der Lesbarkeit und Verständ-
lichkeit in Kauf genommen werden.

Schwerpunktthema
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Textgestaltung
In der Regel wenden sich Texte in „leich-
ter  Sprache“ an erwachsene Menschen, 
für die ein alters- und entwicklungsgemä-
ßer Ausdruck notwendig ist (vgl. Frey-
hoff et al. 1998, 8).
Welche sprachlichen Faktoren auf der 
Wort-, Satz- und Textebene wichtig sind, 
ist im Folgenden kurz erläutert.

Wortebene
Die Verwendung von Wörtern, die der 
Zielgruppe bekannt sind, verkürzt die 
visuelle Aufnahmezeit und verbessert die 
Verständlichkeit (vgl. Bamberger et al. 
1984, 38).
„Wörter des Lebensraumes sind alle 
Wörter, die die Menschen beim Handeln 
in ihrem Lebensraum zu verwenden pfle-
gen.“ (Teigeler 1982, 109).
Der Worthäufigkeit wird ebenfalls ein 
Einfluss auf die Verständlichkeit zuge-
sprochen. Wörter, denen man öfter 
begegnet, sind schneller lesbar. Meistens 
sind es kurze Wörter, die die Aufnahme 
erleichtern (vgl. Bamberger et al. 1984, 
39).
Das „Wörterbuch für Leichte Sprache“ 
empfiehlt für eine bessere Lesbarkeit, 
lange Wörter mit einem Bindestrich zu 
trennen (vgl. Mensch zuerst 2008, 223). 

Satzebene
Einfache und überschaubare Satzverbin-
dungen sind im unmittelbaren Gedächtnis 
leichter zu behalten. Bei verschachtelten 
Sätzen liegen das Subjekt und Prädikat zu 
weit auseinander und erschweren somit 
die Lesbarkeit des Textes (vgl. Wessels 
2003, 69). Die Verwendung von Haupt-
sätzen und das Vermeiden von Nebensät-
zen unterstützen das Anliegen, das Satz-
gefüge zu verkürzen und zu vereinfachen 
(vgl. Teigeler 1982, 114). Aktive Sätze 
erleichtern das Verstehen.
Die Verwendung von Möglichkeitsfor-
men kann für Menschen mit Lese- und 

Verständnisproblemen verwirrend sein. 
„Das neue Wörterbuch für Leichte Spra-
che“ zeigt hier ein anschauliches Beispiel: 
‚Morgen regnet es vielleicht‘ ist leichter 
zu verstehen als ‚Morgen könnte es reg-
nen‘ (vgl. Mensch zuerst 2008, 225).
Wiederholen und Anhäufen von Infor-
mationen (Redundanzen) erleichtern das 
Verstehen, insbesondere bei einem ein-
geschränkten Kurzzeitgedächtnis (vgl. 
Wessels 2003, 70). Wenn zu viele Fakten 
wiederholt werden, kann die Lesemotiva-
tion des Lesers allerdings auch verringert 
werden.

Textebene
Eine übersichtliche Textgliederung und 
ein logischer Textaufbau geben dem 
Leser eine Orientierung und Motivation 
zum Weiterlesen. Eine sinnvolle Rei-
henfolge von Informationen fördert die 
Verständlichkeit von Texten. Der Leser 
sollte persönlich angesprochen werden, 
um dadurch einen stärkeren Leserbezug 
herzustellen.
Die Semantik bildet eine unmittelbare 
Beziehung der Wörter zu Zuständen und 
Vorgängen der Welt (vgl. Bamberger et 
al. 1984, 43). 

Freyhoff et al. (1998) haben Richtlinien 
für die leichte Lesbarkeit anhand einer 
Schritt-für-Schritt-Methode zur Erstel-
lung eines leicht verständlichen Doku-
ments entwickelt, die sich vor allem für 
unerfahrene Autoren eignet.
Vorab muss klar sein, ob ein schwerer 
Text durch eine leicht verständliche Aus-
drucksweise zugänglich gemacht oder 
ein vollkommen neuer Text verfasst wer-
den soll (vgl. Freyhoff et al. 1998, 11). 
Die folgenden sechs Schritte sind an die 
Richtlinien für leichte Lesbarkeit der 
europäischen Vereinigung der Internatio-
nal League of Societies for Persons with 
Mental Handicap angelehnt und sind hier 
nur kurz zusammengefasst.

Schwerpunktthema
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Schritt 1
Eine wichtige Grundlage des ersten 
Schrittes ist das Ziel der Veröffentli-
chung. Dabei geht es um die Frage, für 
wen etwas verständlich gemacht werden 
soll und warum es wichtig ist. Menschen 
mit leichteren kognitiven Beeinträchti-
gungen sind eher in der Lage, komplexe 
Sachverhalte zu verstehen.

Schritt 2
Wenn das Ziel der Veröffentlichung 
geklärt ist, können dem Text Kernaus-
sagen entnommen werden. Diese Kern-
aussagen sollen das Dokument in eine 
logische Reihenfolge bringen. Die Struk-
turierung und Begrenzung des Inhaltes 
ist der wichtigste Schritt, um den ‚roten 
Faden‘ zu behalten.

Schritt 3
In diesem Schritt geht es um das Verfassen 
eines leicht lesbaren Dokumentes auf der 
Basis der Kernaussagen. Hier ist es wich-
tig, die sprachlichen Voraussetzungen der 
Zielgruppe mit einzubeziehen. Wie schon 
erwähnt, bezieht sich der Wortschatz von 
Menschen mit Lernschwierigkeiten eher 
auf funktionale Begriffe, die ihr unmittel-
bares Umfeld betreffen.

Schritt 4
Um das Erreichen des Ziels der Publi-
kation zu gewährleisten, ist eine Über-
prüfung des Dokumentes durch die Ziel-
gruppe notwendig. Hierzu bietet es sich 
an, mit den Betroffenen das Thema zu 
diskutieren. Dies sehen Freyhoff et al. als 
die einzige Möglichkeit, das Dokument 
den Bedürfnissen und Fähigkeiten des 
Lesers anzupassen (1998, S. 15).

Schritt 5
Die Vorschläge der Lesergruppe sollten in 
den Text eingearbeitet werden. Wenn es 
Verständnisprobleme bei der Zielgruppe 

gibt, ist es hilfreich, hier die Fragen und 
Ideen einzubringen. Durch die Verwen-
dung von Illustrationen haben Menschen 
mit geringer Lesekompetenz es leichter, 
die Informationen zu verstehen. Die enge 
Beziehung zwischen Bild und Text muss 
von der äußeren Gliederung des Textes 
unterstützt werden.

Schritt 6
Der überarbeitete Text sollte zum Schluss 
ein weiteres Mal von der Lesergruppe 
überprüft werden. Um die Lesbarkeit 
und Verständlichkeit besser überprü-
fen zu können, empfiehlt sich ein lautes 
Vorlesen des Textes von der jeweiligen 
Nutzergruppe. Fragen Sie den Leser, ob 
die Illustrationen zum Text passen und 
verständlich sind. Wenn weiterhin Ver-
ständnisprobleme bestehen, dann muss 
der Vorgang so oft wiederholt werden, 
bis der Text an die Bedürfnisse der Leser-
gruppe angepasst ist (vgl. Freyhoff et al. 
1998, 15).

Zusammenfassung

Das Konzept „Leichte Sprache“ kann als 
ein zielgruppenspezifisches Angebot in 
bestimmten Bereichen deklariert werden 
(vgl. Rüstow 2009, 111). Jedoch ermög-
licht eine Verständlichkeitsoptimierung 
in Bereichen wie zum Beispiel vertrag-
liche Regelungen, Gebrauchsanweisun-
gen, Fahrpläne usw. tendenziell vielen 
Menschen eine barrierefreie Teilhabe am 
gesellschaftlichen Leben (ebd., 112).
Bevölkerungsgruppen wie zum Beispiel 
Migranten, Menschen mit Hörproble-
men, alte Menschen oder  Analphabeten 
sind von Ausgrenzung betroffen, wenn es 
um komplizierte Schriftstücke und Sach-
verhalte geht. Es stellt sich die Frage, ob 
sich ein „Design für alle“ auch sprachlich 
umsetzen lässt oder ob es in erster Linie 

Schwerpunktthema
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wichtig ist, sich nur für leseschwache 
Zielgruppen leicht und verständlich aus-
zudrücken. Leichte Sprache kann aller-
dings als ein integrierendes Instrument 
zwischen Menschen mit und ohne Behin-
derung gesehen werden (ebd., 113).
„So wird gerade in dem Bereich der 
Erwachsenbildung die Möglichkeit zu 
einer nachhaltigen Integration gesehen, 
da hier auf professioneller Ebene unter-
schiedliche Menschen zu einem gemein-
samen Thema zusammenfinden (vgl. 
SCHÖLER 2000, 9)“ (Kupke/Schlum-
mer 2010, 68).
Um Bildungsbedürfnisse von Menschen 
mit Lernschwierigkeiten zu eruieren, 
ist es wichtig, weiterhin Angebote zu 
machen, um ein Echo zu bekommen bzw. 
ein Interesse zu wecken. Denn ein Echo, 
egal in welcher Form, kann auch ein 
Bedürfnis sein.
In jedem Fall werden eine Auseinander-
setzung mit verschiedensten Themen 
angestoßen oder bereichert, Horizonte 
erweitert, weil sich die Menschen auch 
trotz eingeschränkter Kulturtechniken 
mit politischen, literarischen und anderen 
Themen befassen können. Der beschrie-
bene ständige Überprüfungsprozess der 
Textverständlichkeit mit den Menschen 
bindet sie nicht nur ein, sondern fördert 
außerdem noch sprachliche Kompeten-
zen.
Leichte Sprache zielt also auch auf eine 
Weiterentwicklung der Persönlichkeit ab 
(vgl. Kupke/Schlummer 2010, 71). „Erst 
das Wissen um die eigenen Fähigkeiten 
und die Sicherheit der Nähe zu ande-
ren Menschen erlauben eine autonome 
Lebenserfüllung und die Gestaltung der 
eigenen Vorstellungen von einem erfüll-
ten und sinnvollen Leben“ (Schöler 
2000, 9, zit. n. Kupke/Schlummer 2010, 
71). Die Verbindungslinie zwischen 
der Teilhabe von Menschen mit Lern-
schwierigkeiten in der Gesellschaft und 

dem Ausbau von Bildungsangeboten ist 
gleichzeitig ein Wegweiser in Richtung 
inklusive Erwachsenenbildung (ebd.).

Beispiel für eine Überset-
zung in Leichte Sprache

Um den Formulierungs- und Über-
setzungsprozess deutlich zu machen, 
möchte ich ein Beispiel heranziehen. 
Die Übersetzung ist an die Regeln des 
neuen Wörterbuches für Leichte Sprache 
angelehnt. Es soll im Folgenden um die 
Übersetzung einer Infobroschüre von der 
Bundesarbeitsgemeinschaft für Reha-
bilitation gehen. Der gesamte Gesund-
heitsbereich ist für Menschen mit Lern-
schwierigkeiten ein zentrales Thema und 
durch sprachliche Barrieren immer noch 
schwer zugänglich. Das Wissen um die 
eigene Gesundheit wirkt sich positiv auf 
die Lebensqualität aus und kann Leben 
retten. Deshalb es notwendig, wich-
tige Informationen leicht zugänglich zu 
machen.

Schwerpunktthema
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Ausgangsdokument:

Info-Broschüre der Bundesarbeitsgemeinschaft Rehabilitation 
(BAR 2009)
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Übertragung des Ausgangsdokumentes in Leichte Sprache
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Die Übertragung des Ausgangsdokumentes in Leichte Sprache wurde von Mensch 
zuerst – Netzwerk People First e. V. vorgenommen.
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Die Lebenshilfe Berlin hat im Januar 2011 
für Menschen mit Lernschwierigkeiten 
eine Ausbildung begonnen.
Die Teilnehmer werden zu Nueva-Expertinnen und -Experten 
ausgebildet.
Bei der Berliner Tagung „Inklusive Erwachsenenbildung“ wurde die 
Ausbildung vorgestellt.
Was die Nueva-Ausbildung ist
und was Nueva-Experten tun,
beschreibt der folgende Text.
Er ist von Martin Konrad und Liane Neubert geschrieben.
Martin Konrad arbeitet als Bereichsleiter bei Nueva in Graz.
Das ist eine Stadt in Österreich.
Liane Neubert und Janna Harms arbeiten als Projektleiterinnen in der 
Nueva-Ausbildung in Berlin.

Nueva
Bei Nueva werden Angebote
für Menschen mit Behinderungen überprüft.
So eine Überprüfung heißt Evaluation.
Bei einer Evaluation überprüft man,
ob jemand ein bestimmtes Ziel erreicht hat.

Das Besondere an Nueva ist,
dass Menschen mit Lernschwierigkeiten und Behinderungen
diese Evaluation machen.
Dafür machen sie Interviews
mit den Menschen mit Behinderungen,
die diese Angebote benutzen.
Außerdem schauen sie sich die Angebote genau an.

Sie überprüfen:
■	Wohn-Angebote
■	Arbeits-Angebote und
■	Beschäftigungs-Angebote.

Der Vorteil ist, dass man direkt
von den Nutzerinnen und Nutzern erfahren kann,
wie gut diese Angebote sind.

Schwerpunktthema

Ausbildung zur Nueva-Expertin 
und zum Nueva-Experten

Martin 
Konrad

Liane 
Neubert

Janna 
Harms
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Wer sind Nutzerinnen und Nutzer?
Nutzerinnen und Nutzer sind Menschen,
die etwas Bestimmtes verwenden.
Zum Beispiel sind Menschen,
die in einer betreuten Wohnung wohnen,
die Nutzerinnen und Nutzer dieses Wohnangebots.
Oder es sind Menschen,
die in einer Werkstätte arbeiten oder beschäftigt sind.
Sie sind die Nutzerinnen und Nutzer des Werkstattangebotes.

Was ist eine Evaluation?
Eine Evaluation ist eine Überprüfung.
Bei einer Evaluation überprüft man,
ob jemand sein Ziel erreicht hat.
Man kann auch sagen, dass man bei so einer Überprüfung kontrolliert,
wie viel man von einem Vorhaben erreicht hat.
Für eine Evaluation ist es wichtig, dass man weiß, was das Ziel ist.
Zum Beispiel:
Ein Wohnhaus hat das Ziel,
dass die Betreuerinnen und Betreuer anklopfen,
bevor sie in das Zimmer
einer Bewohnerin oder eines Bewohners hineingehen.
Wenn wir evaluieren wollen,
ob das Wohnhaus sein Ziel erreicht hat,
müssen wir überprüfen,
ob die Betreuerinnen und Betreuer wirklich anklopfen.
Wir können das zum Beispiel überprüfen,
wenn wir die Bewohnerinnen und Bewohner fragen:
„Klopfen die Betreuerinnen und Betreuer an,
bevor sie zu Ihnen in das Zimmer kommen?“
Oder in einer Werkstätte,
wo man mitbestimmen soll,
welche Arbeit man tut.
Wenn wir das evaluieren wollen,
befragen wir Nutzerinnen und Nutzer der Werkstätte,
ob das dort möglich ist.

Schwerpunktthema
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Was ist Nueva?
Nueva ist eine Abkürzung und bedeutet:
Nutzerinnen und Nutzer evaluieren.
Sie machen eine Evaluation.
Nueva ist der Name für ein Evaluations-Modell.

Wie arbeitet Nueva?
Bei Nueva arbeiten Menschen mit Lernschwierigkeiten
bei der Evaluation von Dienstleistungen
als Expertinnen und Experten.
Sie haben bei dieser Arbeit verschiedene Aufgaben:
•		 Zuerst befragen sie Nutzerinnen und Nutzer 

von Dienstleistungen. 
Diese Nutzerinnen und Nutzer sind auch 
Menschen mit Lernschwierigkeiten. 
Sie befragen also gleichgestellte Menschen. 
Gleichgestellte Menschen nennt man auch „Peers“. 
Das ist ein englisches Wort. 
Man spricht es so aus: „Piers“.

•		 Danach schauen sie sich 
die Ergebnisse dieser Befragung genau an 
und schreiben diese Ergebnisse auf. 
Daraus sieht man,  
wie das Leben für die Nutzerinnen und Nutzer 
dort, wo sie wohnen oder arbeiten, ist.

•		 Am Schluss schreiben sie einen Bericht.

Die Ergebnisse
Durch diese Evaluationen weiß man,
wie die Nutzerinnen und Nutzer
die Dienstleistungen selbst sehen
und ob sie zufrieden damit sind.

Denn die Nutzerinnen und Nutzer von Dienstleitungen
können diese selbst am besten beurteilen. 
Wenn man sich für eine Dienstleistung interessiert,
kann man durch die Ergebnisse der Evaluationen
gut sehen, ob sie für einen selber passt oder nicht.

Schwerpunktthema
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Die Ergebnisse kann man auch im Nueva-Onlinekatalog sehen:

www.nueva-online.info

Warum sollen Nutzerinnen und Nutzer  
Dienstleistungen evaluieren?
Meistens evaluieren andere Personen,
wie gut diese Dienstleitungen sind.
Aber niemand kann den Nutzen
von sozialen Dienstleistungen besser beurteilen
als die Nutzerinnen und Nutzer selbst.
Es gibt auch bereits Beispiele und Erfahrungen, 
dass Menschen mit Behinderungen und Lernschwierigkeiten
eine Evaluation durchaus gut und genau durchführen können.
Es gibt eine Regel für die europäischen Länder, 
dass Menschen mit Behinderungen mitarbeiten sollen, 
wenn soziale Dienstleistungen entwickelt werden
oder evaluiert werden.
Diese Regel müssen die Länder einhalten.
Der Sinn ist es, dass Nutzerinnen und Nutzer
keine Nachteile haben oder schlechter leben müssen
als andere Menschen.

Es muss also in Zukunft
in allen EU–Ländern Möglichkeiten geben,
dass Nutzerinnen und Nutzer
bei der Entwicklung und bei der Evaluation
von Dienstleistungen mitarbeiten können.
Dazu müssen die Nutzerinnen und Nutzer
mehr Verantwortung bekommen
und gleichberechtigt leben können.
Wie das geht, wissen die Expertinnen und Experten
von Nueva und dem UNIQ-Projekt.
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Was ist für die Evaluation durch Menschen mit  
Lernschwierigkeiten wichtig?
Es ist sehr wichtig, welche Menschen mit Lernschwierigkeiten
bei der Evaluation mitarbeiten.
Folgende Punkte muss man beachten:
1.		 Evaluatorinnen und Evaluatoren mit Lernschwierigkeiten 

müssen gerne mit anderen Menschen sprechen wollen.
2.		 Evaluatorinnen und Evaluatoren mit Lernschwierigkeiten 

müssen gerne im Team arbeiten.
In einem Team können verschiedene Personen
die verschiedenen Aufgaben erledigen.
Beim Training von Evaluatorinnen und Evaluatoren
mit Lernschwierigkeiten soll Folgendes vorkommen:
•		 Man muss mit anderen Menschen gut umgehen können. 

Das ist unbedingt notwendig,wenn man als Evaluatorin oder 
Evaluator arbeiten will.

•		 Es sollte möglich sein, 
dass man ein Training mit Nueva 
aus Österreich bekommt. 
Dort haben die Evaluatorinnen und Evaluatoren 
schon große Erfahrung. 

•		 Eine gute Möglichkeit ist es, 
mit Videos zu lernen. 
Dadurch können auch Peers 
aus verschiedenen Ländern 
ihre Erfahrungen austauschen. 
Das geht auch, wenn sie verschiedene Sprachen sprechen.

Bei Nueva gibt es einen Fragebogen,
den die Evaluatorinnen und Evaluatoren
gemeinsam mit den Nutzerinnen und Nutzern ausfüllen.

Wenn man die Evaluation in einem anderen Land macht,
kann man den Fragebogen so ändern,
dass er für dieses Land passt.
Allerdings muss man bei den Änderungen aufpassen,
dass die Fragebögen noch die gleiche Qualität haben
wie die Fragebögen von Nueva.

Schwerpunktthema
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Evaluatorinnen und Evaluatoren mit Lernschwierigkeiten zeigen,
wie sie für dieses Evaluations-Modell arbeiten.
Das ist wichtig, damit man für dieses Evaluations-Modell Werbung 
machen kann.
Die Gründe dafür sind:
•		 Man muss sehen, 

dass die Vorteile dieser Evaluationen 
auch für andere Gruppen von Menschen wichtig sind. 
Zum Beispiel für 
Menschen mit anderen Behinderungen 
oder auch für ältere Menschen. 
Es gibt immer mehr ältere Menschen, 
deshalb ist diese Gruppe besonders wichtig.

		  Es ist also sehr wichtig, 
mit Organisationen zusammen zu arbeiten, 
die auch für andere Gruppen von Menschen arbeiten. 
Zum Beispiel für ältere Menschen.

•		 Es ist wichtig, 
dass viele Organisationen in ganz Europa 
zusammen weiter arbeiten.

„Ja, wir haben die Wahl!“
In der UNO-Konvention
über die Rechte von Menschen mit Behinderungen
steht im Artikel 19:
„Menschen mit Behinderungen haben
gleich wie alle anderen Menschen
das Recht, dass sie sich aussuchen können,
wie sie in der Gesellschaft leben wollen.
Zum Beispiel dürfen sie sich aussuchen,
wo sie leben und mit wem sie leben.
Menschen mit Behinderungen dürfen nicht
gezwungen werden, in bestimmten Wohnungen
oder Einrichtungen zu wohnen.
Menschen mit Behinderungen müssen
Zugang zu Unterstützungen und Hilfe haben.
Dazu gehört auch eine persönliche Assistenz,
die dabei hilft, dass man am allgemeinen Leben
teilnehmen kann und nicht ganz alleine ist. 
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Erwachsenenbildung und Behinderung 2/2011 23

Die Dienstleistungen und Einrichtungen,
die es in einer Gemeinde gibt
und die für alle Menschen da sind,
müssen auch für Menschen mit Behinderungen da sein.“

Nutzerinnen und Nutzer müssen ihre Dienstleistungen
gut begründet und selbstbestimmt auswählen können.
Dazu müssen sie die Möglichkeit haben,
mit anderen Menschen in ähnlichen Lebenssituationen zu sprechen.

Nueva in Berlin
In Berlin werden 15 Nueva-Evaluatorinnen und -Evaluatoren 
ausgebildet. 
Die Ausbildung dauert zwei Jahre.
In dieser Zeit lernen sie alles,
was Nueva-Evaluatorinnen und -Evaluatoren können müssen.

Vormittags erklären ihnen Trainerinnen und Trainer,
wie Evaluatorinnen und Evaluatoren arbeiten.
Nachmittags üben die Teilnehmerinnen und Teilnehmer
mit ihren Assistentinnen und Assistenten.

Nueva Kolleginnen und Kollegen aus Österreich
kommen regelmäßig nach Berlin.
Sie üben mit den Teilnehmerinnen und Teilnehmern.
Sie erklären ihnen, warum genau diese Fragen gestellt werden.
Und sie üben mit ihnen, wie man Interviews richtig führt.

Schwerpunktthema
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Mag. Martin Konrad
Nueva Bereichsleitung
Nueva Betriebsgesellschaft mbH
Heinrichstraße 145, A-8010 Graz
martin.konrad@atempo.at

Liane Neubert
Projektleitung
Nueva-Ausbildungsprojekt
Lebenshilfe Bildung gGmbH
liane.neubert@lebenshilfe-bildung.de

Janna Harms
Projektleitung
Nueva-Ausbildungsprojekt
Lebenshilfe Bildung gGmbH
janna.harms@lebenshilfe-bildung.de

Mehr Informationen finden Sie hier:
www.nueva-network.eu
www.nueva-online.info
www.atempo.at

Kontakt zur Nueva Ausbildung Berlin
Lebenshilfe Bildung gGmbH
nueva® Ausbildungsprojekt
Heinrich-Heine-Straße 15
10179 Berlin 
Tel: 030 / 82 99 98-660
janna.harms@lebenshilfe-bildung.de
liane.neubert@lebenshilfe-bildung.de 
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„Ich bin erwachsen, aber lernen möchte 
ich trotzdem noch!“ drückt den Wunsch 
nach lebenslangem Lernen aus, dessen 
Verwirklichung ein grundlegendes Recht 
eines jeden Menschen in unserer Gesell-
schaft darstellt (vgl. Motakef 2006)1. 
Denn das Menschenrecht auf Bildung ist 
nicht nur ein eigenständiges Recht, son-
dern verhilft dem Menschen im Sinne des 
Empowerments dazu, die Vielzahl seiner 
weiteren Menschenrechte wahrzuneh-
men (vgl. Theunissen 2003, 34). Seit der 
Unterzeichnung der UN-Behinderten-
rechtskonvention besteht sogar vielmehr 
ein Recht auf inklusive Bildungsange-
bote für jeden (vgl. Motakef 2006). Oft 
werden Menschen, die von uns als geis-
tig behindert bezeichnet werden, jedoch 
daran gehindert, lebenslang an einem 
breiten Spektrum je individueller Bil-
dungsangebote teilzuhaben (vgl. Theu-
nissen 2003, 8 und 50).
Das durchgeführte Seminar anerkennt 
diesen Bildungswunsch und -anspruch. 
Es setzt sich zum Ziel, jedem Teilnehmer 
Aspekte der allgemeinen Entwicklung 
im Bereich der Erwachsenenbildung 
für Menschen mit geistiger Behinde-
rung sowie Themen und Chancen von 
Erwachsenenbildung nahezubringen. 
Zum Abschluss des Seminars sollten jede 
Teilnehmerin und jeder Teilnehmer kon-
krete Ideen für eine zukünftige persönli-
che Lernmöglichkeit entwickelt haben.
Ein etwa dreistündiges Seminar zu einem 
solch wenig eingeschränkten Themen-
bereich für eine unbekannte und sicher-
lich sehr heterogene Teilnehmergruppe 
in Bezug auf Vorwissen, Vorerfahrung 

und Motivation zu planen, scheint schier 
unmöglich; und so sollten vorab zumin-
dest Gruppengröße und Herkunftsstadt 
der Teilnehmenden geklärt sein.
Als günstig erweist sich die Tatsache, 
dass die Seminarteilnehmenden aus nur 
drei verschiedenen Städten anreisen. 
Zwei Teilnehmende leben in Marburg, 
zwei in Hamburg und drei in Berlin, so 
dass in unterstützter Gruppenarbeit die 
Erarbeitung eines persönlichen Zukunfts-
lernplans ermöglicht werden kann.

Seminarinhalte

Die Inhalte des Seminars werden im 
Abschnitt der Durchführungsbeschrei-
bung auch in Leichter Sprache erläutert, 
vorab sollen sie jedoch in ihrer metho-
disch-didaktischen Bedeutung beschrie-
ben werden.
Um abzusichern, dass alle Seminarteil-
nehmenden ein grundlegendes Verständ-
nis vom Weiterbildungsbegriff besitzen, 
erfolgt zunächst eine Begriffsklärung. 
Es schließt sich eine kurze Darstellung 
der historischen Entwicklung an, um 
die momentanen Chancen und Grenzen 
der Bildungsangebote für Menschen mit 
so genannter Behinderung einordnen zu 
können. Dieser Abschnitt trägt insbeson-
dere dazu bei, das festgeschriebene Recht 
auf lebenslange Bildung immer vehemen-
ter einzufordern. Dies gilt auch deshalb, 
weil ersichtlich ist, dass Forderungen des 
Personenkreises schon Erfolge erzielt 
haben. In einem nächsten Schritt werden 
mögliche Themen für Weiterbildungsan-

Ich bin erwachsen, aber lernen möchte ich 
trotzdem noch!

Inhaltlich-konzeptionelle Vorbereitung 
und Aufbereitung des Themas

Anne 
Goldbach



26 Erwachsenenbildung und Behinderung 2/2011

Schwerpunktthema

gebote gemeinsam zusammengetragen, 
geordnet und mit eigenen Erfahrungen 
angereichert. Nach Bewusstwerden der 
eigenen Erfahrungen und die anderer 
Seminarteilnehmer können Wünsche im 
Hinblick auf den individuellen weiteren 
Lernfortgang entwickelt werden. Anhand 
dieser Wünsche wird in einer abschlie-
ßenden Gruppenarbeit eine persönliche 
Perspektive für jeden Teilnehmenden 
erarbeitet.

Methodisch-didaktische 
Umsetzung

Das Seminar orientiert sich an den 
Grundzügen der Konzeption von Theu-
nissen (vgl. Theunissen 2003, 65-104). 
Bezüglich der umzusetzenden Prinzipien 
sei an dieser Stelle nur darauf hingewie-
sen, dass das Prinzip der Freiwilligkeit 
und Mitbestimmung insofern gewahrt 
ist, da durch die partnerschaftliche Arbeit 
jederzeit gewährleistet ist, einzelne 
Inhalte genauer zu hinterfragen, auszu-
bauen oder aber auch zu verwerfen. Das 
Prinzip der Individualisierung geht schon 
aus der Zielsetzung des Seminars hervor 
und ist im Falle der persönlichen Findung 
von individuell bedeutsamen Bildungs
angeboten unerlässlich. Aufgrund der 
Einmaligkeit der Veranstaltung kann das 
Prinzip der Regelmäßigkeit nicht verfolgt 
werden. Auch eine Prozessorganisation 
des Seminars kann nur im Rahmen von 
Planungsalternativen ermöglicht werden.
Zur Visualisierung des gesamten Ablau-
fes werden für jeden vorgestellten Glie-
derungspunkt des Seminars passende 
Bilder an der Tafel befestigt, welche nach 
Abschluss dieser Einheit wieder entfernt 
werden. So bleibt der Ablauf und derzei-
tig behandelte Inhalt präsent und nach-
vollziehbar.
Zur Sicherung der Ergebnisse erhalten 
alle Seminarteilnehmenden eine Fort-

bildungsmappe, welche im Laufe des 
Seminars um weitere, eigene Materialien 
erweitert wird. Zur Zusammenfassung 
und Visualisierung der jeweils momen-
tanen Arbeitsergebnisse dient eine sehr 
schlichte computergestützte Präsenta-
tion.

Vorstellung der Seminargruppe
Nach einem persönlichen Einstieg durch 
die Referentin und der Darstellung des 
Seminarablaufes folgt die strukturierte 
gegenseitige Vorstellung, die für die 
weitere Arbeit besonders wichtig ist. 
Sie dient – wie Theunissen formuliert 
– der „Ermittlung der individuellen und 
kollektiven Ausgangslage“ (Theunissen 
2003, 89). Alle Teilnehmenden erhalten 
ihre Fortbildungsmappe und einen Bogen 
Papier, auf welchem sie einige Fragen zu 
ihrer Person kurz festhalten können (Wie 
ist mein Name? Wo komme ich her? 
Wo arbeite ich? Was kann ich gut? Was 
kann ich schlecht? Was mache ich gerne? 
Wie geht es mir gerade?). Anhand der 
jeweils eigenen Antworten können sich 
die Teilnehmenden – soweit gewünscht 
– anschließend in der Gruppe vorstellen. 
So wird nicht nur ein thematischer (Was 
kann ich, Was will ich vielleicht noch 
lernen?), sondern auch ein emotionaler 
Zugang (Wie geht es mir?) zum gemein-
samen Seminarvorhaben geschaffen.

Was ist Weiterbildung?
Der Thematische Einstieg erfolgt durch 
die subjektiven Vorstellungen der ein-
zelnen Seminarteilnehmenden, welche 
auf kleinen farbigen Notizzetteln mit je 
einem Stichwort erste Gedanken notie-
ren, um diese anschließend an der Tafel 
zu präsentieren. So entsteht eine bunte 
Vielfalt an wichtigen Gedanken zum 
Thema, die anschließend aufgegriffen 
und in einer abschließenden Definition 
zusammengefasst und ergänzt werden. 
Dieser aktivierende Einbezug der Teil-
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nehmenden zu Beginn des Seminars trägt 
zur Identifikation mit der Seminargruppe 
und dem zu behandelnden Inhalt bei.

Historische Entwicklung
Es folgt ein kurzer – durch die Semi-
narleitung eingebrachter – referierender 
Abschnitt, der wiederum einen Wechsel 
der Methoden bedeutet. Die kurze Phase 
der frontalen Darbietung von Inhalten 
findet ihre Begründung sowohl in der zei-
teffektiven Vermittlungsmöglichkeit und 
zum andern darin, dass die Teilnehmen-
den des Seminars bis zu diesem Zeitpunkt 
selbst sehr aktiv sein mussten. Da an 
dieser Stelle alle Seminarteilnehmenden 
gleichermaßen mit neuen Informationen 
versorgt werden sollen, ist es thematisch 
begründbar, eine frontale Arbeitsform zu 
wählen (vgl. Theunissen 2003, 97). Wich-
tig ist jedoch die Anpassung der fronta-
len Darbietung an die Teilnehmergruppe 
(vgl. a. o. O., 95). U. a. bedeutet dies, 
dass der Unterrichtsgegenstand sprach-
lich sehr bild- und beispielhaft gestaltet 
wird. Dementsprechend wird die fron-
tale Präsentation durch eine Öffnung in 
Richtung Gruppengespräch aufgeweicht. 
Fragen, Hinweise und Erfahrungen der 
Teilnehmenden sind erwünscht und wer-
den eingefordert. Aus diesen historischen 
Überlegungen wird der Grundsatz des 
Rechts auf Bildung entwickelt, welches 
jedem Menschen zukommt. Der Satz: 
„Jeder Mensch hat das Recht auf lebens-
lange Bildung” wird an die Wand pro-
jiziert und dient als Auslöser für einen 
Erfahrungsaustausch. Warum ist mir die-
ses Recht wichtig? Wird mir dieses Recht 
manchmal verweigert? In dieser Ausei-
nandersetzung wird für jeden nachvoll-
ziehbar, dass Bildung für ihn bedeutsam 
ist, eine Chance darstellt und jeder für 
dieses Recht eintreten sollte.

Weiterbildungsthemen
Die Seminarteilnehmenden sind schon 
weiterbildungserfahren. Deshalb bietet 
es sich an, auch an dieser Stelle mit per-
sönlichen Erfahrungen der Teilnehmen-
den zu beginnen. Der bewährte Zugang 
des schriftlichen Brainstormings wird 
weiter modifiziert. So bleibt auf der 
einen Seite die vertraute Arbeitsweise 
erhalten, wird aber auf der anderen Seite 
abwechslungsreich gestaltet. Die Teil-
nehmenden werden gebeten, alle The-
men aufzuschreiben, zu denen es eine 
Weiterbildung geben kann. Jede Idee 
soll auf einen separaten Zettel geschrie-
ben werden. Dies geschieht in Einzel-
arbeit. Die in der Tischmitte abgelegten 
Gedanken werden anschließend von der 
gesamten Gruppe systematisch geordnet, 
indem sie zu einzelnen Kategorien (vgl. 
Theunissen 2003, 85f) geheftet werden. 
Dieser Prozess ermöglicht eine Berei-
cherung für alle Teilnehmenden, da von 
Seiten anderer Seminarmitglieder oder 
durch Ergänzungen der Seminarleitung 
anregende Gedanken für neue Lernfelder 
eröffnet werden.

Eigene Wünsche
Im Anschluss an die Themensammlung 
findet als letzte Einheit die Erstellung 
eines persönlichen Zukunftslernpla-
nes statt. Hierfür kommen die Teilneh-
menden in Gruppen entsprechend ihres 
Wohnortes zusammen. Sie erhalten die 
zuvor von der Referentin zusammenge-
stellten Informationsmaterialien zu Wei-
terbildungsmöglichkeiten der jeweiligen 
Stadt und Umgebung. Auffallend bei der 
Telefon- und Internetrecherche der städ-
tischen Angebote sind die sehr wenigen 
Angebote für gemeinsames Lernen. So 
konnte nur ein Angebot an Volkshoch-
schulen gefunden werden, welches auch 
für Menschen mit so genannter geistiger 
Behinderung geöffnet ist. Obwohl nach 
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Theunissen die Themen sich kaum von 
Themen der allgemeinen Erwachsenen-
bildung unterscheiden (vgl. Theunissen 
2003, 86) und es viele gute integrative 
Bespiele gibt (vgl. Heimlich/Behr 2010).
Gemeinsam durch die Unterstützung 
einer Assistentin (für das Seminar sollten 
zusätzlich zur Seminarleitung zwei wei-
tere Assistentinnen zur Verfügung stehen) 
wird in den Gruppen an den individuellen 
Plänen gearbeitet. Um diesen Vorgang zu 
strukturieren, werden die Teilnehmenden 
gebeten, sich vorab folgende drei Fra-
gen zu stellen: Welcher Wunsch ist mir 
am wichtigsten? Warum möchte ich das 
lernen? Wie viel Zeit habe ich dafür? So 
können Aspekte für ein individuelles Ziel 
gefunden werden. Für den akzeptieren-
den Umgang mit persönlichen Wünschen 
sei an das Grundverständnis der Persön-
lichen Zukunftsplanung erinnert (vgl. 
Doose 2004; Emrich/Gromann/Niehoff 
2006).
Anhand der vorliegenden Materialien 
wird anschließend eine passende Mög-
lichkeit für die teilnehmende Person 
herausgesucht. Für weitere Recherche-
tätigkeiten steht ein Computer mit Inter-
netzugang zur Verfügung. Sollte es, wie 
in einigen Fällen denkbar, kein passen-
des Angebot geben, so wird gemeinsam 
nach einer alternativen Vorgehensweise 
gesucht. Es werden mögliche Unterstüt-
zerpersonen im Umfeld der Person aus-
findig gemacht, die dabei helfen könnten, 
ein solches Lernangebot zu verwirkli-
chen.
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1	 Wenngleich zu beachten ist, dass der Begriff des 
Lebenslangen Lernens in der Politik zunehmend 
als die Pflicht eines jeden Bürgers verstanden wird 
und somit ein Recht zu einer Pflicht zu avancieren 
droht (vgl. Tippelt 2010).
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Wichtiges in Leichter Sprache
Im Seminar wollen wir etwas über Weiterbildung lernen.
Wir sind 7 Teilnehmer.
Wir kommen aus verschiedenen Städten.
3 Frauen kommen aus Berlin.
1 Frau und 1 Mann kommen aus Hamburg.
2 Frauen kommen aus Marburg.
Wir lernen uns alle erst im Seminar kennen.

Die Seminargruppe stellt sich vor
Jeder von uns beantwortet ein paar Fragen über sich.
Wie ist mein Name?
Wo komme ich her?
Wo arbeite ich?
Was kann ich gut?
Was kann ich schlecht?
Was mache ich gerne?
Wie geht es mir gerade?
Das kann er dann in der Gruppe erzählen.
So lernen sich alle ganz gut kennen.
Wir sind sehr verschieden.
Jeder hat andere Begabungen.
Fast alle haben große Lust auf das Seminar.
Manche ärgern sich, weil die Tagung so teuer ist.
Es ist schade, dass Weiterbildung so teuer ist.

Was ist Weiterbildung?
Jeder schreibt auf Zettel, was Weiterbildung ist.
Alle stellen ihre Gedanken vor.
Sie heften ihre Zettel an die Tafel.
Es gibt viele verschiedene Gedanken.
Wir fassen alle Ideen zusammen und halten fest:
Weiterbildung findet erst nach der Schule statt.
Bei einer Weiterbildung kann ich etwas Neues lernen.
Ich kann mich aber auch in etwas anderem verbessern.
Bei einer Weiterbildung geht es um Wissen.
Ich kann neue Informationen lernen.
Bei einer Weiterbildung geht es aber auch um Können.
Ich kann lernen, wie man etwas macht.
Weiterbildung ist immer freiwillig.
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Niemand kann mich dazu zwingen.
Aber: Ich habe ein Recht auf Weiterbildung.
Jeder Mensch hat das Recht auf Bildung.

Geschichte der Weiterbildung
Jetzt hören alle etwas ganz Neues.
Wir erfahren viel darüber, wie Weiterbildung früher war.
Weiterbildung für Menschen mit geistiger Behinderung gibt es noch 
nicht lange.
Früher wurde geglaubt, dass diese Menschen nicht viel lernen können.
Außerdem wurden Menschen mit Behinderung nicht so alt.
Weiterbildung für Menschen mit Behinderung gibt es seit 25 Jahren.
Damals hat man gesagt:
Menschen mit geistiger Behinderung sollen einen normalen Tag haben.
Menschen mit geistiger Behinderung sollen integriert werden.
Menschen mit geistiger Behinderung sollen selber entscheiden.
Darum wurde ein Verein gegründet.
Der Verein heißt Gesellschaft zur Förderung der Erwachsenenbildung für 
Menschen mit geistiger Behinderung e. V.
Der Verein hat geholfen, dass es für alle Menschen Weiterbildung gibt.
Es gab Angebote für Menschen mit und ohne Behinderung.
Alle haben gemeinsam gelernt.

Später gab es wieder mehr Extra-Angebote.
Menschen mit Behinderung wurden extra unterrichtet.
Heute gibt es immer noch wenig gemeinsame Angebote.
Menschen mit und ohne Behinderung lernen getrennt.
Das ist sehr schade.
Wir sollten dafür kämpfen, dass wir mehr gemeinsam lernen können.
Immerhin gibt es jetzt viele Angebote für jeden.
Allen ist klar, dass jeder ein Recht auf Bildung hat.

Themen für die Weiterbildung
Alle von uns haben schon mal eine Weiterbildung gemacht.
Wir kennen uns mit Themen aus.
Jeder schreibt auf, was es für Weiterbildungen gibt.
Es gibt sehr viele Ideen.
Jetzt ist es wichtig, die vielen Ideen zu ordnen.
Wissenschaftler haben viele Themen zusammengestellt.
Wissenschaftler sind Menschen, die sich gut mit etwas auskennen.
Es gibt Wissenschaftler speziell für die Weiterbildung.
Sie sagen, dass man sich fast überall weiterbilden kann.
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Deshalb ordnen wir unsere eigenen Ideen zu ihren Gedanken.
Das sind wichtige Themen für die Weiterbildung:
1.	 Sich in seiner Umwelt auskennen
2.	 Lesen, Schreiben, Rechnen
3.	 Wohnen
4.	 Freizeit
5.	 Arbeit
6.	 Freundschaft, Partnerschaft, Streiten
7.	 Umgang mit Angst und Krisen
8.	 Alltag meistern
9. 	Erwachsenwerden
10. Computer, Internet
11.	Selbstbestimmung
12.	Gesund leben
13.	Natur und Umwelt kennenlernen und schützen
14.	Politik
Die Seminarleiterin ergänzt diese Ideen.
So haben wir einen Überblick über Möglichkeiten, etwas zu lernen.
Manche haben nun Lust, etwas Neues zu lernen.
Wir haben Zeit, um darüber nachzudenken, was wir lernen wollen.

Mein Weiterbildungswunsch
Wir wollen die passende Weiterbildung für uns finden.
Dafür arbeiten wir in Gruppen.
Jede Gruppe wird durch einen Assistenten unterstützt.
Zuerst sollen wir über drei Fragen nachdenken:
1.	 Welcher Wunsch ist mir am wichtigsten?
2. Warum möchte ich das lernen?
3.	 Wie viel Zeit habe ich dafür?
Unsere Wünsche werden akzeptiert.
Wir reden viel über unsere Wünsche und Ziele.
Jeder findet ein Ziel, was ihm am wichtigsten ist.
Dann suchen wir das passende Angebot.
Viele Informationen hat die Seminar-Leiterin schon gesammelt.
Manchmal ist nicht das Passende dabei.
Dann können wir noch im Internet suchen.
Manchmal ist auch hier nichts zu finden.
Dann überlegen wir, was wir noch tun können.
Wir suchen nach Menschen, die uns unterstützen können.
Sie sollen helfen, dass wir das lernen können, was wir wollen.
Jeder weiß am Ende, was er als nächstes machen kann.
Alle schreiben ihr Ziel als Erinnerung auf.



32 Erwachsenenbildung und Behinderung 2/2011

„Inklusive Reporter“
Ein Filmprojekt im Rahmen der Fachtagung  

„Inklusive Erwachsenenbildung“

Beschreibung

In Kooperation mit der Katholischen 
Hochschule für Sozialwesen Berlin / 
Studiengang Heilpädagogik entstand 
die Idee, mit jungen erwachsenen Teil-
nehmern mit geistiger Behinderung im 
Rahmen eines Films zum Thema Inklu-
sion die Möglichkeiten von Angeboten 
der Erwachsenbildung für behinderte 
und nichtbehinderte Menschen unter die 
Lupe zu nehmen. Neben der praktischen 
Durchführung des Filmens sollten die 
Teilnehmer Einblicke in die Medienar-
beit Film erhalten – von der Idee bis zum 
fertigen Schnitt.

Ablauf

Der Projektverlauf hatte diese Einheiten:

Vorbereitung
Bei einem Vortreffen erfolgte eine Ein-
führung in das Medium Film. Die Teil-
nehmer erlebten ein erstes Kennenler-
nen der Kamera. Außerdem wurden die 
Dreharbeiten für die Tagung geplant. 
Erste Interviewtechniken konnten geübt 
werden.

Tagung „Inklusive Erwachsenenbildung“
Bei der Tagung fanden die Hauptdrehar-
beiten statt. Anhand von Interviews zum 
Thema Inklusion sollte gleichzeitig eine 
Dokumentation der Fachtagung entste-
hen. Bereits während der Tagung wurde 
ein Teil des Filmes geschnitten, um ein 
vorläufiges Ergebnis zu präsentieren.

Nachbereitung und Schnitt
Hierbei wurde das restliche Material 
gesichtet sowie der komplette Film mit 
dem Inhalt beider Tage der Fachtagung 
zusammen geschnitten. Die Titel wurden 
eingefügt und der Film mit Musik unter-
legt. Am Ende wurden noch Vor- und 
Nachspann hinzugefügt.

Reflexion

Mit Fragen wie „Was ist Inklusion?“ 
oder „Welche Angebote existieren in der 
Erwachsenenbildung?“ sollten die Kurs-
teilnehmer die Position von Reportern 
einnehmen und andere Tagungs-Teilneh-
mer zur Inklusion befragen. Durch das 
Medienprojekt erfolgten ein Lernprozess 
und eine Reflexion darüber, inwieweit 
Bildungsmöglichkeiten für Menschen 
mit Behinderung vorhanden sind. Als 
Ergebnis entstand ein 20-minütiger Film.
In der Reflexion wurde auch deutlich, 
dass immer noch zu wenig Kultur- und 
Bildungsangebote für Menschen mit 
Behinderungen existieren – insbeson-
dere auf dem Gebiet der Medienarbeit 
und -pädagogik. Dieses Projekt gab den 
Teilnehmern Einblicke in die Arbeit mit 
dem Medium Video. Die behinderten 
Teilnehmer erlangten ein hohes Maß an 
aktiver Beteiligung. Der Inklusionsge-
danke wurde vor allem auch dadurch 
realisiert, dass die Teilnehmer selbst 
einen Film von der Idee bis zum fertigen 
Schnitt gestalteten. Sie führten Aufgaben 
wie Drehplanung, Interviews und Regie 
in großer Verantwortung und mit leiden-
schaftlichem Engagement aus.

Schwerpunktthema

Jördis 
Kühne
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Als Fazit ist festzustellen, dass die 
Medienarbeit mit Menschen mit Behinde-
rungen größerer Aufmerksamkeit bedarf. 
Es gibt sehr viele Projekte in der Zusam-
menarbeit mit Jugendlichen, aber immer 
noch zu wenig Beispiele für die Arbeit 
mit Menschen mit Behinderungen.
Die beteiligten Reporter haben aber nicht 
nur für sich selbst etwas gelernt. Vielmehr 
war das Ergebnis in Form des Filmes eine 
anschauliche Dokumentation der Fachta-
gung „Inklusive Erwachsenenbildung.“ 
Es wurde dem Wort „Inklusion“ nachge-
gangen, das vielseitige Erklärungen und 
Verständnisformen aufwarf, sowie auch 
der Frage, was Inklusion für die Erwach-
senenbildung bedeutet. So sollte auch 
herausgefunden werden, inwieweit Ange-
bote der inklusiven Erwachsenenbildung 
beispielsweise im Volkshochschulbereich 
geschaffen werden müssen.

Das entstandene Produkt

Der entstandene Film vermittelt ein 
gutes Bild über den jeweiligen Stand 
der Tagung: von der Anfangsstimmung 
der Tagungsteilnehmer mit vielen offe-
nen Fragen bis hin zu dem Resumee der 
Reportage, bei dem einige der Besuche-
rinnen in Zukunft in ihren Arbeitsberei-
chen mehr inklusive Bildungsangebote 
bedenken und schaffen wollen.
Dieses Projekt hatte eine positive Dop-
pelwirkung: einerseits in der medien-
pädagogischen Arbeit mit den erwach-
senen Teilnehmern mit Behinderungen 
und andererseits in Form der dokumen-
tarischen Betrachtung der Fachtagung 
„Inklusive Erwachsenenbildung.“

Jördis Kühne 
Dipl. Kulturpädagogin / Medien 
Geschäftsführerin 
IM-Movie - Film und Medienpädagogik 
Weseler Straße 2 
10318 Berlin 
post@im-movie.de
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Dank für wahre Pionierarbeit
Zum Tod von Herbert Höss

Kontext Erwachsenenbildung

Herbert Höss wurde am 24.08.1922 in 
Neustadt an der Weinstraße geboren. Den 
größten Teil seines Lebens verbrachte er 
in Heidelberg. Herbert Höss war Volks-
schul-Lehrer, Rektor der damals so 
genannten „Hilfsschule“ in Heidelberg 
und Gründungsmitglied der dortigen 
Lebenshilfe, wo er in den 1960er-Jahren 
die erste Schule für Kinder mit geistiger 
Behinderung aufbaute. 1972 erhielt er 
den Ruf an die Pädagogische Hochschule 
Heidelberg auf eine Professur für das 
Fach Geistigbehindertenpädagogik, die 
er bis zum Jahre 1987 innehatte. 
Aus seinem reichhaltigen Lebenswerk 
sind drei Projekte hervorzuheben, die weit 
über den regionalen Rahmen hinausrag-
ten. Hier hat Herbert Höss wahre Pionier-
arbeit geleistet und Entwicklungen initi-
iert, an die damals kaum jemand dachte. 
„Verantwortung auch für das Erwachse-
nenalter“ (Höss 2007) – dieser Gedanke 
war in den Anfangsjahren der damaligen 
„Geistigbehindertenpädagogik“ , die sich 
vor allem als (Sonder-)Schulpädagogik 
zu etablieren begann, noch wenig präsent. 
Ich hatte das Glück, Herbert im Laufe der 
vergangenen 30 Jahre als Student, Mitar-
beiter, Kollege und Freund bei all diesen 
Vorhaben begleiten zu dürfen und kann 
authentisch darüber berichten, auch über 
manche Dinge, die man heute kaum mehr 
glauben mag.

Enthospitalisierung
Noch in den 1980er-Jahren existierten 
sogenannte Oligophrenie-Stationen als 
Langzeiteinrichtungen der Psychiatri-
schen Landeskrankenhäuser, so auch 
in Wiesloch bei Heidelberg. Dort wur-
den Erwachsene mit geistiger Behinde-
rung über Jahrzehnte in großen, weißen 
Schlafsälen und kahlen Tagräumen hinter 

Harald 
Goll

verschlossenen Türen und vergitterten 
Fenstern verwahrt. Damals forderten wir 
beispielsweise „Anschaffung eigener 
Zahnbürsten, Waschlappen und Rasierap-
parate für jeden Patienten“ (Höss & Goll 
1986, 25). Diese Situation ist heute kaum 
mehr vorstellbar. Herbert Höss war einer 
der ersten in Deutschland, der sich dieser 
vergessenen Menschen annahm und mit 
Studierenden ein Projekt zur Ausgliede-
rung langzeithospitalisierter Erwachsener 
mit geistiger Behinderung ins Leben rief. 
Seine Projekte verloren sich nie in akade-
mischen Elfenbeintürmen, im Gegenteil: 
Der Professor selbst stand im Tagraum 
der geschlossenen Männerstation, sprach 
mit den als „Patienten“ bezeichneten 
Bewohnern, den Pflegern und den Lei-
tern der Einrichtung und eröffnete „Wege 
nach draußen“ (Höss & Goll 1986). Kei-
ner dachte damals, dass dies gelingen 
könnte.

Künstler mit geistiger Behinderung
„Kunst oder nicht Kunst ?“ – das war für 
Herbert Höss keine Frage. Er erkannte 
klar die künstlerische Qualität vieler Bil-
der, die in Einrichtungen der Behinder-
tenhilfe entstanden sind. Als auch Kunst-
experten seine Auffassung teilten, war 
für ihn klar: Diese Kunstwerke sollten 
nicht länger in Behinderteneinrichtun-
gen, Kirchenräumen oder Rathausfluren 
der Öffentlichkeit präsentiert werden. Ihr 
Platz sollte dort sein, wo Künstler und 
Künstlerinnen ihre Werke in der Regel 
ausstellen: Kunsthallen, Museen, Ateliers 
oder vergleichbare Standorte. Und wie-
der war er es, der sich persönlich dafür 
einsetzte, Gelder akquirierte, Ausstellun-
gen organisierte und um die halbe Welt 
telefonierte, damit die Bilder als Kunst-
werke in London, Stockholm, Helsinki, 
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Petersburg etc. ausgestellt werden konn-
ten. Der Bildband „Künstler aus Stetten“ 
aus dem Jahr 1987 dokumentiert diese 
Entwicklung sehr eindrucksvoll (Höss 
u. a. 1987). Die damit einhergehende 
gesellschaftliche Aufwertung sowohl 
der Künstlerinnen und Künstler als auch 
der Gruppe der Menschen mit geistiger 
Behinderung im Sinne des damals heiß 
diskutierten Normalisierungsprinzips 
nach Wolfensberger war immens.

Erwachsenenbildung für Menschen mit 
geistiger Behinderung
Als Studierende fuhren wir Mitte der 
1980er-Jahre nach Dänemark – besser 
gesagt: Herbert Höss chauffierte uns 
im organisierten Lebenshilfe-Bus nach 
Kopenhagen. Dort besuchten wir die 
Volkshochschule und waren sehr beein-
druckt von der konsequenten Umsetzung 
des Normalisierungsprinzips in allen 
Lebens- und Bildungsbereichen an die-
ser „Wiege der Erwachsenenbildung“. 
Dass Menschen mit geistiger Behinde-
rung auch im Erwachsenenalter lernen 
können, war in Deutschland zu jener Zeit 
noch eine recht neue Erkenntnis. An der 
Pädagogischen Hochschule bot Herbert 
Höss seit 1984 regelmäßig ein Hauptse-
minar „Erwachsenenbildung für Men-
schen mit geistiger Behinderung“ an. 
Daraus resultierten erste Kursangebote an 
allgemeinen Bildungseinrichtungen, wie 
z. B. dem Bildungszentrum Heidelberg 
(Höss & Goll 1987). Es folgten die drei 

legendären Kolloquien: 1987 das Hei-
delberger Kolloquium, 1988 das Fries-
land Kolloquium und 1989 das Hambur-
ger Kolloquium mit der Gründung der 
„Gesellschaft zur Förderung der Erwach-
senenbildung für Menschen mit geistiger 
Behinderung“ – so lautete damals der 
Name der heutigen Gesellschaft Erwach-
senenbildung und Behinderung.
Ab diesem Zeitpunkt dürfte den Leserin-
nen und Lesern dieser Zeitschrift sowohl 
der Fortgang der Erwachsenenbildung in 
Deutschland als auch der Beitrag unseres 
Gründungs- und Ehrenpräsidenten Her-
bert Höss bekannt sein. Umfangreichere 
Ausführungen zu Leben und Werk wären 
nicht in seinem Sinne. Herbert Höss ging 
es um die Sache, nicht um seine Person. 
Ganz in seinem Sinne dürfte daher folgen-
der Appell an die Erwachsenenbildnerin-
nen und -bildner sein: Herbert Höss hat 
für unsere Arbeit das Fundament gelegt, 
hat Fakten geschaffen sowie Perspektiven 
und Visionen entwickelt, hat Menschen 
dafür begeistert. Und er hat bei Zeiten 
den Führungsstab an die nachfolgenden 
Generationen weitergegeben, damit sich 
die Erwachsenenbildung insbesondere an 
allgemeinen, inklusiven Einrichtungen 
auch ohne seine Person weiter etablieren 
und konsolidieren kann. An die von Her-
bert Höss geschaffene Basis sollten wir 
anknüpfen und die Arbeit fortsetzen! 
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Die GEB verabschiedet sich von  
Herbert Höss

Heidelberg, den 22. Juli 2011

Kontext Erwachsenenbildung

Wir sind zusammengekommen, um eines 
Menschen zu gedenken, dessen Biogra-
phie vielfältige und kostbare Momente 
aufweist, reichhaltig an vorbehaltloser 
Anerkennung anderer Menschen, an 
Staunen und an Lebensfreude!
Die Erwachsenenbildung war nicht 
sein einziges Thema – nein, es gab da 
auch andere Schwerpunkte, von denen 
jeder für sich gereicht hätte, eine ganze 
Lebensgeschichte zu erfüllen – so zum 
Beispiel das Feld der bildenden Kunst 
und die Förderung von Künstlerinnen 
und Künstlern mit Beeinträchtigungen 
und mit geistigen Behinderungen – und 
dies bereits schon lange bevor der Kunst-
markt dieses Genre entdeckte.
Und dann gab es da die frühe Aufbauarbeit 
an einer ganzen Lebenswelt für und mit 
Menschen mit kognitiven Behinderungen 
– so z. B. im Rahmen der Heidelberger 
Lebenshilfe. Aber nicht nur diese tatkräf-
tige Gründungsarbeit in der Lebenspra-
xis, sondern auch Aktivitäten in der Wis-
senschaft sind zu nennen. Exemplarisch 
hierfür ist die Einrichtung der bis heute 
jährlich stattfindenden „Konferenz der 
Lehrenden der Geistigbehindertenpäda-
gogik an wissenschaftlichen Hochschu-
len“, bei der sich die FachvertreterInnen 
über zentrale Fragen der Forschung und 
Lehre in ihrem Fachgebiet verständigen. 

Karl-Ernst 
Ackermann

Die Idee hierzu und die Gründung die-
ser wichtigen Fach-Konferenz Ende der 
1970-er Jahre geht maßgeblich auf ihn 
– auf Herbert Höss – zurück.  „KLGH“ 
– so heißt diese Konferenz inzwischen 
abgekürzt – und im Bereich der wissen-
schaftlichen Geistigbehindertenpäda-
gogik weiß jeder sofort Bescheid, wenn 
dieser Name fällt, um was es geht – und 
versucht, daran teilzunehmen. Sie fand in 
diesem Jahr bereits zum 33. Mal statt!
Und neben diesen verschiedenen Schwer-
punkten gab es eben auch das ganz 
besondere Interesse an der Erwachsenen-
bildung, das – wie gerade deutlich wurde 
– gewiss nicht das einzige Thema, aber 
doch ein zentrales Lebens-Thema dieser 
Biographie ist. Im Namen aller Mitglie-
der der „Gesellschaft Erwachsenenbil-
dung und Behinderung“ möchte ich dies 
mit Dankbarkeit besonders erwähnen. 
Was hat es mit diesem Thema auf sich?
Es ist nun schon mehr als zwei Jahr-
zehnte her, da wurde von ihm in Ham-
burg ein Verein gegründet mit dem Ziel, 
die Erwachsenenbildung für Menschen 
mit geistiger Behinderung zu fördern. 
Geistige Behinderung und Bildung – dies 
galt in der öffentlichen Meinung damals, 
Ende der 1980-er Jahre, mehr oder weni-
ger noch als ein Unding, als ein Wider-
spruch in sich selbst!

Im Rahmen einer Gedenkfeier im Theatersaal des Wohnstifts Augustinum in Heidelberg 
nahmen Angehörige, Freunde und Wegbegleiter Abschied von Professor Herbert Höss, 
der am 8. Juli 2011 in Heidelberg verstarb. Prof. Karl-Ernst Ackermann, Präsident 
der Gesellschaft Erwachsenenbildung und Behinderung, bedankte sich mit folgendem 
(leicht gekürztem) Grußwort bei dem Verstorbenen, der Mitbegründer und Ehrenpräsi-
dent der GEB war.
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Skeptiker sagten dann diesem Verein auch 
nur eine kurze Lebensdauer voraus. Sie 
behielten Unrecht. Denn heute weist die-
ser Verein mit dem Namen „Gesellschaft 
Erwachsenenbildung und Behinderung 
e.V.“ das stattliche Alter von 22 Jahren 
auf. Er ist längst seinen Kinderschuhen 
entwachsen, ja – er ist inzwischen sozu-
sagen „mündig“ geworden und befindet 
sich nunmehr in der Adoleszenz – und 
ist doch unverkennbar das „Kind“ jenes 
Menschen geblieben, von dem wir hier 
heute Abschied nehmen – von Herbert 
Höss.
Wie hat er es zuwege gebracht, in kurzer 
Zeit, quasi aus dem Nichts heraus, diesen 
Verein zu gründen, der bald sehr viele 
(bereits Ende der 1990-er Jahre: 400) 
Mitglieder hatte, die sich einer bis dahin 
eher unbekannten Idee zuwandten?
Er hat mit unermüdlicher Energie 
und Aktivität sich für die Belange der 
Erwachsenenbildung von Menschen mit 
Behinderung eingesetzt – und er hat dies 
mit Weitsicht und Bedacht getan: Er hat 
der Gründung dieser Gesellschaft sorg-
fältig den Boden bereitet, indem er zuerst 
Tagungen zu diesem Thema durchführte. 
Nach der dritten Tagung, im Mai 1989, 
war dann das Thema in Fachkreisen 
bekannt.
Und er war von der Sache „Erwachse-
nenbildung von Menschen mit geistiger 
Behinderung“ vollkommen überzeugt. 
Sie war für ihn nicht nur eine Möglich-
keit, sondern eine Notwendigkeit, für 
deren Realisierung er hartnäckig und ent-
schieden kämpfte.
Aber die Kenntnis der Sache auf Seiten 
der Fachleute allein hätte gar nicht ausge-
reicht. Vielmehr war ein Funke, der über-
springt und zündet, unverzichtbar. Und 
dieses Überspringende, diese Begeis-
terungsfähigkeit von Herbert Höss war 
das, was es – neben der Überzeugung, 
dass es die richtige Sache ist – brauchte: 

Er sprühte vor Begeisterung – und 
begeisterte damit die Menschen für diese 
Sache.
Er strahlte nicht nur Optimismus aus, 
sondern Zuversicht, die zugleich sein 
inneres Fundament war, das ihn trug. 
Die Erwachsenenbildung war ihm Pas-
sion und Mission zugleich. Er hat nicht 
nur unzählige Menschen begeistert – und 
damit nebenbei Mitglieder geworben 
–, sondern er hat es auch verstanden, 
hiermit die Menschen für seine Idee zu 
gewinnen und sie somit wiederum für die 
Sache selbst zu interessieren!
So war in seiner Nähe nicht nur immer 
viel Bewegung und Bewegtes, sondern es 
war freundlich, hell und zuversichtlich.
Mit seiner sozusagen „wettergegerbt“ 
gutgelaunten und offenen Zuwendung 
zu den Menschen, mit seiner Leichtig-
keit und Eleganz im Auftreten, mit sei-
ner Eloquenz und seinem Humor, vor 
allem mit seiner Zuversicht – kurz: mit 
seinem besonderen Charme – entsprach 
er so gar nicht dem Bild eines leidenden 
und darbenden Paukers oder „Pädago-
gen“, sondern er war verantwortungsbe-
wusster Initiator und tatkräftiger Pionier, 
der nachhaltige Perspektiven zu öffnen 
wusste!
Er liebte Blumen – und verschenkte 
sie gerne; so auf Veranstaltungen und 
Tagungen – beim Abschied, wenn er sich 
bedankte.
Und so möchte ich im Namen all Jener, 
die sich von ihm begeistern ließen, nun 
ihm zum Abschied Dank sagen – für die 
von ihm eröffneten Tatsachen und Pers-
pektiven – und ihm mit diesem Straus ein 
bisschen von dem zurückgeben, was wir 
von ihm bekommen haben und was wir 
lebhaft in Erinnerung behalten und wei-
tertragen werden.

Kontext Erwachsenenbildung



38 Erwachsenenbildung und Behinderung 2/2011

Die steigende Anzahl von alternden 
Menschen mit geistiger Behinderung und 
somit auch eine Zunahme von alterns-
bedingten Erkrankungen wie Demenz 
sowie Pflege- und Unterstützungsleis-
tungen stellen die Einrichtungen der 
Behindertenhilfe vor große Herausfor-
derungen. Neue Methoden in der Beglei-
tung von Menschen mit geistiger Behin-
derung und besonderen Bedürfnissen in 
der Lebensphase Alter müssen entwickelt 
und erprobt werden. Ein Zuwachs der 
Arbeits-, Handlungs- und Lebensqualität 
von Mitarbeitern, Mitbewohnern sowie 
den betroffenen Personen selbst kann so 
bewirkt werden.

Das Altern von Menschen 
mit geistiger Behinderung

Menschen mit und ohne geistige Behinde-
rung unterscheiden sich nicht im Verlauf 
von Alternsprozessen, da in beiden Per-
sonenkreisen individuelle Unterschiede 
in den physischen, psychischen sowie 
sozialen Alterungsentwicklungen auf-
treten (vgl. Ding-Greiner/Kruse 2004, 
519). Ebenso ähneln sich die grundlegen-
den Bedürfnisse und Wünsche alternder 
Menschen beider Bevölkerungsgruppen 
bezüglich der Lebensphase Alter. So 
besteht bei einer Mehrzahl der Perso-
nen beispielsweise der Wunsch, auch 
bei zunehmender Pflegebedürftigkeit in 
der vertrauten Umgebung zu verbleiben, 
sozial eingebunden oder finanziell abge-
sichert zu sein. Weiterhin besteht das 
Bedürfnis, Unterstützung bei der Tages-
strukturierung und Freizeitgestaltung zu 
erhalten (vgl. BMA 1998, 110f). Mit stei-

gendem Lebensalter nimmt jedoch auch 
das Risiko zu, mit materiellen und sozia-
len Krisen sowie Verlusterfahrungen kon-
frontiert zu werden (vgl. BMFSFJ 2002, 
120ff). Dies trifft selbstverständlich auch 
auf Menschen mit geistiger Behinderung 
zu, welche in der Lebensphase Alter von 
einer Ausdünnung von sozialen Kontak-
ten, Verlust des bekannten Wohnumfeldes 
oder der Rolle als Erwerbstätiger betrof-
fen sein können (vgl. Lemberg 1997, 
44; zit. nach Buchka 2003, 38f). Die 
Alternsprozesse von Menschen mit und 
ohne geistige Behinderung haben eine 
weitere bedeutende Gemeinsamkeit: Das 
Kompetenzmodell des Alterns, welches 
im Gegensatz zu den möglichen Belas-
tungen und Verlusterfahrungen im Alter 
die individuellen Ressourcen und Stär-
ken der Betroffenen verdeutlicht, findet 
Anwendung in beiden Personenkreisen 
(für Menschen mit geistiger Behinderung 
vgl. Kruse 2001, 103f; zit. nach Buchka 
2003, 39).
Dennoch verläuft der Alterungsprozess 
innerhalb der Bevölkerungsgruppe der 
Menschen mit geistiger Behinderung 
mit besonderen interindividuellen Unter-
schieden und variierenden Schweregra-
den je nach Art der Behinderung: So tre-
ten Alterserscheinungen wie körperliche, 
motorische oder kognitive Veränderun-
gen und lebenspraktische Einschränkun-
gen bei Menschen mit Down-Syndrom 
bereits ab dem 40. Lebensjahr auf, wäh-
rend dies bei der Mehrzahl der Personen 
mit geistiger Behinderung erst ab dem 60. 
Lebensjahr zu beobachten ist (vgl. Gus-
set-Bährer 2006). Alternsbedingte Abbau-
prozesse sind hier jedoch bedeutend 
schneller feststellbar, da zahlreiche Men-
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Geistige Behinderung und Demenz
Verbesserung von Lebensqualität und 

Handlungsstrategien durch Bildungsangebote
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schen mit geistiger Behinderung nur ein 
geringeres Niveau hinsichtlich ihrer All-
tagskompetenzen erworben haben als der 
Bevölkerungsdurchschnitt. Dies betrifft 
neben demenziellen Erkrankungen auch 
weitere Einschränkungen bezüglich der 
körperlichen, psychischen oder geistigen 
Fähigkeiten. So sind Personen mit und 
ohne geistige Behinderung im Alter von 
psychischen Störungen betroffen. Das 
Auftreten von psychischen Erkrankun-
gen wie z. B. Depressionen, Angst- oder 
Verhaltensstörungen wird für Menschen 
mit geistiger Behinderung mit etwa 12% 
bis 20% bezeichnet (vgl. Holland 2000, 
zit. nach Ding-Greiner/Kruse 2004, 523). 
Die Prävalenzraten von demenzbezoge-
nen Erkrankungen werden nachfolgend 
ausführlich dargelegt.

Geistige Behinderung und 
Demenz

Demenz als eine der häufigsten psych-
iatrischen Erkrankungen im höheren 
Lebensalter betrifft ebenso wie Perso-
nen der Allgemeinbevölkerung auch 
Menschen mit einer geistigen Behinde-
rung. Verschiedene demenziell bedingte 
Krankheitsbilder mit unterschiedlichen 
Ursachen werden unter dem Oberbegriff 
,demenzielles Syndrom‘ zusammen-
gefasst (vgl. Falk 2004, 37). Mehrere 
Risikofaktoren können für die Entwick-
lung einer Demenz bei geistiger Behin-
derung als ausschlaggebend angesehen 
werden (vgl. Ackermann/Rupprecht 
2004, 25f). Dazu zählen die Faktoren 
steigendes Lebensalter, ein geringes Bil-
dungsniveau, eine frühkindlich oder im 
Lebensverlauf erworbene Hirnschädi-
gung sowie Trisomie 21 (vgl. ebd.). Die 
auf Schätzungen sowie Hochrechnun-
gen aus stichprobenartigen Erhebungen 
beruhenden Angaben zur Prävalenz sind 

jedoch nur schwer vergleichbar. So wird 
angenommen, dass 12% der erwachse-
nen Menschen mit geistiger Behinderung 
von demenziellen Erkrankungen betrof-
fen sind (vgl. Holland 2000, zit. nach 
Ding-Greiner/Kruse 2004, 523). Moss 
(1997, 52) hingegen fand nur 11,4% der 
über 50-jährigen Menschen mit geisti-
ger Behinderung von Demenz betroffen, 
bei den über 65-jährigen Menschen mit 
Behinderung stellte Lund (1985, zit. nach 
Lingg/Theunissen 1999, 227) bereits bei 
22,2% eine Demenz fest. Bei Menschen 
mit Down-Syndrom differieren diese 
Angaben. Nicht bekannt ist allerdings, 
wie groß der Anteil der Menschen mit 
Down-Syndrom an der Gesamtgruppe 
der Menschen mit geistiger Behinderung 
ist. Es wird aber deutlich, dass innerhalb 
der genannten Altersgruppen Menschen 
mit Down-Syndrom erheblich häufiger 
an Demenz erkrankt sind, als es jene Prä-
valenzraten vermuten lassen. So diagnos-
tizierten Maaskant et al. (1994, zit. nach 
Haveman 1997, 31ff) in einer nieder-
ländischen Langzeitstudie bei 42% der 
über 50-jährigen Menschen mit Down-
Syndrom eine Demenz, bei den über 60-
Jährigen waren es bereits 56%. Studien 
aktuelleren Datums bestätigen diese Prä-
valenzraten (vgl. Fisher/Kettl 2005, 28).
Eine Erkrankung am demenziellen Synd-
rom zählt folglich für die Personengruppe 
der Menschen mit geistiger Behinderung 
zu den häufigsten Krankheitsbildern im 
Alter. Die Auswirkungen auf die Lebens-
welten der Betroffenen, Begleitenden 
sowie der Mitbewohner werden nachfol-
gend erläutert.

Kontext Erwachsenenbildung
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Symptome

Je nach Behinderungs- und Demenzart 
sowie dem Krankheitsverlauf treten spe-
zifische Merkmale auf. So entwickeln 
Menschen mit geistiger Behinderung 
und Demenz oftmals psychosoziale Stö-
rungssymptome wie Aggressionen, Hal-
luzinationen sowie motorische Unruhe 
und Umherwandern, häufig auch einen 
veränderten Schlaf- und Wachrhythmus 
(vgl. Cooper/Prasher 1998, zit. nach Fis-
her/Kettl 2005, 28). Bei Personen mit 
einer leichten bis mittleren geistigen 
Behinderung ist zu Beginn ein Gedächt-
nis-, Orientierungs- und Sprachverlust zu 
beobachten. Bei einem weiteren Verlauf 
der Erkrankung folgen individuell diffe-
rierende Persönlichkeitsveränderungen, 
apathisches sowie stereotypes Verhalten. 
Besonders auffallend scheint der frühe 
Verlust von alltagspraktischen Fähigkei-
ten (vgl. Haveman/Stöppler 2010, 100f). 
Bei Menschen mit geistiger Behinde-
rung, Down-Syndrom und Demenz hin-
gegen sind verstärkt Stimmungstrübun-
gen, Unruhe sowie Schlafstörungen, aber 
weniger Aggressionen zu beobachten 
(vgl. Cooper 1997, zit. nach Fisher/Kettl 
2005, 28). Weiterhin ist bei Menschen 
mit Down-Syndrom oft schon ab dem 40. 
Lebensjahr eine rapide Verschlechterung 
des Kurzzeit- und Langzeitgedächtnisses 
sowie der Orientierungsfähigkeit zu beo-
bachten; mit steigendem Alter verläuft 
die Erkrankung stark progressiv (vgl. 
Maaskant et al. 1994, zit. nach Haveman 
1997, 31ff). 
Das demenziell bedingte herausfordernde 
Verhalten der Betroffenen erfordert zum 
einen eine höhere Aufsichts- und Betreu-
ungsleistung der Mitarbeiter sowie eine 
veränderte ehemals heilpädagogische, 
nun mehr gerontologische Herangehens-
weise. Zum anderen werden die sozialen 
Netzwerke innerhalb von Wohn- und 
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Arbeitsgruppen durch das unerklärlich 
erscheinende Verhalten der Erkrankten 
belastet. Das im Anschluss beschriebene 
Projekt greift diese Bedarfslagen auf 
und nähert sich dem Themenkomplex 
aus einer subjekt- sowie ressourcenzen-
trierten Perspektive. Zukunftsweisende 
theoretische wie praktische Handlungs-
möglichkeiten zur Verbesserung der 
Lebensqualität aller Beteiligten werden 
aufgezeigt.

Vorstellung des Erwachsenen-
bildungsprojekts

Ziel des im Oktober 2011 begonnenen 
Projekts ist die Entwicklung, Durchfüh-
rung und Evaluation von Bildungsmaß-
nahmen zum Themenkomplex „Geistige 
Behinderung und Demenz“. Der Ort der 
Durchführung – Wohneinrichtungen der 
stationären Behindertenhilfe – ergibt 
sich aus dem Fakt, dass die heute alten 
Menschen mit Behinderung zum großen 
Teil bereits Bewohner von Einrichtun-
gen der Behindertenhilfe sind, wo sie in 
geschlechts- und altersgemischten Wohn-
gruppen leben. Der Ausbau der ambulan-
ten Unterstützung wird hier zu verän-
derten Anforderungen in der Begleitung 
führen, und auch die große Zahl älterer 
Menschen, die bei hochaltrigen Eltern 
oder anderen Angehörigen leben, benö-
tigt geeignete Angebote (vgl. Lindmeier 
2011). Die große Zahl der Menschen 
in Wohngruppen und die besondere 
Situation der Mitbewohner demenziell 
erkrankter Menschen lassen es aber not-
wendig erscheinen, auch ihre Situation in 
den Blick zu nehmen.
Adressaten der Bildungsangebote sollen 
zum einen Mitarbeiter, zum anderen Mit-
bewohner mit geistiger Behinderung in 
stationären Einrichtungen der Behinder-
tenhilfe sein, welche mit einer oder meh-
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reren Personen mit Demenz(verdacht) 
in der betreffenden Gruppe oder Ein-
richtung zusammen arbeiten bzw. leben. 
Scheint die Durchführung von Bildungs-
maßnahmen für Wohngruppenmitglieder 
nur begrenzt möglich, beispielsweise 
aufgrund von Mehrfachbehinderungen 
oder starken Beeinträchtigungen des 
Sprachverständnisses, so soll es auch 
möglich sein, in der gesamten Wohn-
einrichtung interessierte Bewohner als 
kompetente „Altersberater“ auszubilden, 
welche bei Problemlagen im Sinne von 
Konfliktlotsen hinzugezogen werden und 
als Experten zur Streitschlichtung beitra-
gen können.
Arbeitsziel ist es, grundlegende, aufein-
ander bezogene Schulungsmaterialien für 
beide Personengruppen zu entwickeln. 
Durch qualitative Erhebungsmethoden 
wie fokussierte Interviews, Gruppen-
diskussionen sowie Beobachtungen sol-
len vorab die individuellen Wünsche, 
Bedarfslagen sowie Problemsichtweisen 
der jeweiligen Personengruppen ermit-
telt werden. Diese Bestandsaufnahme 
ist notwendig, um die Entwicklung der 
Bildungsmaßnahmen sowie deren Eva-
luation praxisnah und bedarfsbezogen zu 
gestalten. Unmittelbar sowie etwa vier 
bis sechs Monate nach Ende der Bildungs
angebote werden ebenfalls mittels quali-
tativer Erhebungsmethoden mögliche 
Veränderungen in den Interaktionen und 
Bewältigungsstrategien der Beteiligten 
erhoben.

Bildungsprogramme für 
Mitarbeiter

Die Weiterbildung der Mitarbeiter in Ein-
richtungen der Behindertenhilfe soll über 
die Vermittlung von Wissen über demen-
zielle Prozesse und gängige Methoden 
von Demenzbegleitung hinausgehen, 

denn obwohl der Krankheitsverlauf bei 
Menschen mit geistiger Behinderung im 
Vergleich zu Betroffenen der Allgemein-
bevölkerung im Prinzip ähnlich verläuft, 
sind durch das zuvor erreichte, wesentlich 
niedrigere Fähigkeitsniveau andere und 
zum Teil schnellere Abbauprozesse zu 
beobachten. Dazu zählen beispielsweise 
ein früherer Verlust aktiver Sprache und 
von alltagspraktischen Fähigkeiten, so 
dass die vorhandenen Methoden ange-
passt werden müssen. Dies soll in Form 
von Inhouse-Schulungen geschehen, bei 
denen ein geeignetes Konzept, in Abstim-
mung mit bereits genutzten Methoden, in 
adaptierter Form vorgestellt wird. Dazu 
werden Schulungsmaterialien entwickelt, 
die über das Projekt hinaus verwendbar 
sind. Die Bildungsmaßnahmen für die 
Mitarbeiter orientieren sich dabei an 
bekannten Methoden der aktiven Perso-
nalentwicklung:
•	 Das bereits vorhandene Grundwissen 

der Beteiligten soll als Ressource in 
die Bildungsmaßnahmen Eingang fin-
den. Die theoretischen Grundlagen für 
den Themenbereich „Geistige Behin-
derung, Alter, Demenz“ sollen durch 
Bildung ,off the job‘, also außerhalb 
des Gruppengeschehens, geschaffen 
werden. Dies geschieht zum einen 
durch Konferenzmethoden, in welchen 
gemeinsam mit den Lernenden theore-
tische Inhalte bearbeitet werden. Zum 
anderen sollen anhand von Fallstudien 
Lösungswege unter der Berücksich-
tigung der individuellen Praxisrele-
vanz ermittelt werden (vgl. Jung 2008, 
281ff).

•	 Die praktische Vertiefung und Anwen-
dung des Gelernten erfolgt nach dem 
Modell des „Training on the job“ (Jung 
2008, 282), in welchem durch konkre-
tes Anleiten und gemeinsames Einüben 
von Handlungsstrategien konfliktträch-
tige Situationen im pädagogischen 
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Gruppenalltag erkannt und vermieden 
werden können. Diese Methode kann 
mit sehr guten Ergebnissen für arbeits-
bezogene Lernprozesse eingesetzt 
werden, denn „individuelles Lern-
tempo sowie vorhandene Kenntnisse 
und Fähigkeiten können berücksich-
tigt werden. Die laufende Bestätigung 
der erzielten Lernfortschritte und die 
genaue Erklärung der Arbeitsvorgänge 
wirkt stark motivierend“ (vgl. Hentze 
1994, 348f; zit. nach Jung 2008, 285f).

Einbezug der Mitbewohner

Der Fokus liegt jedoch in der Beglei-
tung der Mitbewohner der demenziell 
erkrankten Personen. Analog zur Schu-
lung von Mitarbeitern sollen auch die 
Mitbewohner der Betroffenen über die 
Demenzerkrankung informiert und im 
Umgang mit der erkrankten Person unter-
stützt werden. Andernfalls führen Unver-
ständnis und Ärger über verändertes, 
unverständlich anmutendes Verhalten zu 
Konflikten im Zusammenleben und zu 
einer Beeinträchtigung des subjektiven 
Wohlbefindens. Mitbewohner wurden 
aber bisher in der Forschung zu Demenz 
und geistiger Behinderung nicht berück-
sichtigt. Eine Pilotstudie aus England 
zeigt aber sowohl, dass es zum Teil gra-
vierende Schwierigkeiten im Zusammen-
leben gibt, als auch, dass die Vermittlung 
von Informationen zum Krankheitsbild 
gelingt und Strategien zum Umgang 
erfolgreich entwickelt sowie umgesetzt 
werden können (vgl. Lynggaard/Alexan-
der 2004). Im vorgestellten Projekt wer-
den diese Informationen und Strategien in 
regelmäßiger Kursform vermittelt. Diese 
Schulungsangebote für Mitbewohner 
können im begrifflichen Konstrukt von 
Empowerment verortet werden, denn die 
beteiligten Personen werden bei der Nut-

zung sowie Stärkung von individuellen 
Selbstverfügungskräften und Ressourcen 
unterstützt, um auftretende Problemlagen 
aktiv zu bewältigen. Ein selbstbestimm-
ter Lernprozess wird angeregt, um eigene 
wie gruppenbezogene Stärken freizuset-
zen und nutzbar zu machen (vgl. Theu-
nissen 2005, 2).
Der Einbezug der Menschen mit Behin-
derung zum Thema Demenz ist eine Neu-
erung im deutschsprachigen Raum. Es ist 
darauf zu achten, die Sitzungen übersicht-
lich und dem intellektuellen Potenzial 
der Teilnehmer angemessen zu gestalten. 
Dies kann mit Hilfe von Begrüßungs- und 
Abschiedsritualen, unter Verwendung 
von Visualisierungshilfen, Rollenspie-
len und praktischen Übungen gesche-
hen (vgl. Lynggaard/Alexander 2004, 
31ff). Ziel ist es zum einen, Verständ-
nis und Empathie für die Menschen mit 
Demenz und deren Verhaltensweisen zu 
fördern. Zum anderen, die Entwicklung 
von individuellen Handlungsweisen und 
Strategien der Mitbewohner im Umgang 
mit der demenziell erkrankten Person zu 
unterstützen, um somit die Lebensquali-
tät und das Wohlbefinden innerhalb der 
Einrichtung zu stärken.

Ausblick

Die Zunahme von alternden Menschen 
mit geistiger Behinderung und somit 
auch die steigende Anzahl von alterns-
bedingten Erkrankungen wie Demenz 
erfordern das Beschreiten neuer Wege 
innerhalb der Einrichtungen der Behin-
dertenhilfe. Bisher eher heilpädagogisch 
orientierte Fördermaßnahmen müssen 
mit dem neuen Anspruch vernetzt wer-
den, Stillstand oder Abbau in den indi-
viduellen Fähigkeiten wertschätzend 
auszuhalten und zeitgleich ressourceno-
rientiert vorzugehen. Die Entwicklung, 
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Erprobung und Evaluation von auf diesen 
Personenkreis abgestimmten Handlungs- 
und Betreuungskonzepten ist von großer 
Bedeutung für die Erhaltung sowie Stär-
kung der Lebensqualität von Betroffenen, 
Mitarbeitern und Mitbewohnern.
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Ein Markenzeichen von Bernd Siewert 
ist sein blaues T-Shirt, auf dem in großen 
weißen Buchstaben das Wort „Umweltas-
sistent“ prangt. Wenn er morgens dieses 
T-Shirt überstreift, dann wird der Tag ihm 
ganz besondere Aufgaben abverlangen. 
Er holt sein Fahrrad aus dem Unterstand 
und macht sich auf den Weg zu seinem 
Einsatzort in der Umweltpyramide oder 
in das Alte Forsthaus im Vorwerk. Bernd 
ist leidenschaftlicher Umweltschützer. 
Einen großen Teil seiner Freizeit widmet 
er seiner ehrenamtlichen Tätigkeit beim 
NABU (Naturschutzbund) in Bremer-
vörde. Seit einiger Zeit ist er dort auch 
als Umweltassistent tätig.
Nun muss man wissen, dass Bernd 
Siewert hauptberuflich als Beschäftigter 
der Lebenshilfe Bremervörde/Zeven ver-
schiedenste Aufgaben in der Garten- und 
Landschaftspflege ausführt. Mit diesem 
Arbeitsgebiet hat er sich identifiziert 
und seine dortigen Aufgaben geben ihm 
Erfüllung und Bestätigung. Trotzdem hat 
er vor einigen Jahren den Sprung in einen 
neuen, ungewöhnlichen Aufgabenbereich 
gewagt.

Die Vorgeschichte

Die Stadt Bremervörde liegt zwischen 
Elbe- und Wesermündung in einer land-
wirtschaftlich geprägten Region. Die 
örtliche Jugendherberge bot jahrelang 
unzähligen Schulklassen, die das attrak-
tive Umweltbildungsangebot von Stadt, 
NABU und Landesforsten bei ihren 
Klassenfahrten nutzten, eine gemütliche 
Unterkunft. Das „Grüne Klassenzim-

„Neue Wege entstehen beim Gehen“
Umweltassistenten im Einsatz – Kooperation zwischen  

Lebenshilfe und NABU Bremervörde

Erika 
Hillmann

mer“, die „Welt der Sinne“, der  Natur- 
und Erlebnispfad der NABU Umweltpy-
ramide und das Haus des Waldes bildeten 
viel beachtete Anziehungspunkte für die 
Gäste – bis 2003 die alte Jugendherberge 
geschlossen wurde.
Auf der Suche nach einem adäquaten 
Ersatz fanden sich neue Kooperations-
partner, als da sind die Stadt Bremer-
vörde, Lebenshilfe Bremervörde/Zeven 
und die NABU-Umweltpyramide. Nach 
einer umfangreichen Findungs- und 
Planungsphase entstand dabei 2007 das 
Ostel Jugendhotel, ein modernes, freund-
liches, gut ausgestattetes Gäste- und 
Seminarhaus, eingebettet in viel Grün. 
Damit ist ein Ort entstanden, der Jung 
und Alt gleichermaßen anspricht. Viele 
Familien, Einzelreisende und Gruppen 
kommen mittlerweile und erleben es als 
Ort für Begegnungen und Bildungsarbeit. 
Das Haus ist barrierefrei in jeglicher Hin-
sicht. Von Beginn an gehören auch inte-
grative Arbeitsplätze in den Bereichen 
Rezeption, Küche  und Hauswirtschaft 
zum Konzept.

Die Idee

Von Anfang an wurde es als selbstver-
ständlich gesehen, dass dieses Haus zur 
Belebung der Bildungslandschaft für 
Menschen mit Beeinträchtigungen als 
wichtiger Schritt zu deren gesellschaftli-
cher Teilhabe beitragen soll. Die Lebens-
hilfe gründete einen eigenen Bildungsbe-
reich, das Bildungsnetz, um dem Bedarf 
nach Bildung für erwachsene Menschen 
gerecht zu werden. Es erscheint jährlich 
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ein umfangreiches Programmheft mit 
vielfältigen Angeboten für Menschen mit 
Unterstützungsbedarf, eine Auswahl an 
Freizeitwochen mit individueller Beglei-
tung bzw. Betreuung nach Bedarf sowie 
ein Fortbildungsangebot für Fachper-
sonal in Betreuungseinrichtungen. Der 
Anspruch auf Teilhabe wird hier gelebt 
und ständig weiter vorangetrieben.
Bereits in der Planungsphase entstand bei 
den Partnern Lebenshilfe und NABU die 
Idee, mit Unterstützung der Deutschen 
Bundesstiftung Umwelt (DBU) ein För-
derprojekt für ein dauerhaftes und breites 
Angebot für Umweltbildung aufzubauen 
für Menschen mit und ohne Behinde-
rungen. Insbesondere durch mehrtägige 
und möglichst ganzheitliche Programme 
soll damit das Naturverständnis vertieft, 
durch integrative Ansätze das Zusam-
menführen von behinderten und nichtbe-
hinderten Menschen gefördert und auch 
behinderte Menschen ausbildet werden, 
um diese als Multiplikatoren bei den 
Programmen einzusetzen.
Berücksichtigung fand dabei, dass die 
Sozialisation von Menschen mit geisti-
ger Behinderung sich oftmals vor dem 
Hintergrund latenter Abhängigkeit von 
nicht behinderten Personen vollzieht. 
Die dabei erworbene Grundhaltung 
behinderter Menschen ist häufig geprägt 
durch die überlagernde Präsenz von 
Mangelbewusstsein und die Erfahrung 
des nicht Genügens. Mit dem Aufbau 
eines Systems von behinderten Multipli-
katoren wird an den vorhandenen Poten-
zialen behinderter Menschen angeknüpft 
und ein Modell entwickelt, in welchem 
sie sich in der Rolle kompetenter Partner 
bei der Vermittlung von Erkenntnissen 
und Erfahrungen erleben.
Durch die systematische Ausbildung 
von Multiplikatoren wird die Möglich-
keit geschaffen, behinderte Teilnehmer 
aus der Region soweit zu fördern, dass 

sie mittelfristig in der Lage sind, in Semi-
naren ihre Erfahrungen praktisch weiter-
zugeben und so die Arbeit der pädagogi-
schen Fachkräfte zu unterstützen. In der 
NABU-Umweltpyramide war aufgrund 
bereits gemachter Erfahrungen davon 
auszugehen, dass die Einbeziehung 
behinderter Multiplikatoren als projekt-
bezogene Fachexperten die inhaltliche 
Arbeit bereichern und behinderten Men-
schen den Weg zu einer kreativen Tätig-
keit von hoher sozialer Akzeptanz öffnen 
würde.
Durch den praktischen Einsatz bei der 
Vermittlung von Kenntnissen und Erfah-
rungen an behinderte wie nicht behin-
derte Teilnehmer besteht im Ansatz die 
Möglichkeit, das latente Abhängigkeits-
verhältnis behinderter Teilnehmer zu 
überwinden und im Sinne gleichberech-
tigten Agierens zwischen gleichwertigen 
Partnern aufzuheben. In der Zusammen-
arbeit mit Regelschulklassen eröffnet das 
Multiplikatorensystem Schulkindern die 
Möglichkeit, behinderte Menschen vor-
rangig als Persönlichkeiten mit Kenntnis-
sen und Erfahrungen kennenzulernen.

Die Ausbildung

Die Kooperationspartner entwickelten 
ein Ausbildungskonzept, dass sich an den 
Gegebenheiten und Erfordernissen von 
Teilnehmern und Aufgabenfeldern orien-
tierte. An der Durchführung der gemein-
sam getragenen Fortbildung, durch 
neuen Erkenntnisgewinn immer wieder 
angepasst und variiert, nahmen insge-
samt neun interessierte Beschäftigte der 
Lebenshilfe Bremervörde/Zeven teil. In 
45 Unterrichtstunden, unterteilt in Theo-
rie und Praxis, erwarben sie sich die nöti-
gen Kenntnisse für die Bewältigung ihrer 
neuen Aufgaben. Neben den verschie-
denen Ausbildungseinheiten über Kom-
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munikation, Gästekunde, Umgang mit 
den vorhandenen Materialien und den 
Inhalten zu den einzelnen Themenfüh-
rungen erwarben sie vor allem Sicher-
heit in der neuen Rolle, lehrende Auf-
gaben zu übernehmen. Sie gefielen sich 
zunehmend darin und verspürten große 
Freude, an den ihnen bislang verbor-
gen gebliebenen Fähigkeiten. Vor einer 
kleinen Prüfungskommission praktizier-
ten sie im Anschluss ihr Auftreten als 
Umweltassistenten und erfuhren große 
Anerkennung.
Eine wissenschaftliche Begleitung des 
Assistenteneinsatzes durch die Leibniz-
Universität Hannover belegte die positi-
ven Auswirkungen von Ausbildung und 
Einsatz für die Lebensgestaltung der 
Teilnehmer (vgl. Ostel 2010).

Umsetzung in der Praxis

Was als ungewöhnliche Idee im Rah-
men des DBU-Förderprojektes begann, 
hat sich zu einer festen Konstante in 
den Schulklassenprogrammen der 
NABU-Umweltpyramide entwickelt. 
Die Umweltassistenten sind als tatkräf-
tige Unterstützung des Programmleiters 
nicht mehr wegzudenken. Die Schü-
ler und ihre Lehrer sind begeistert und 
die Assistenten freuen sich über die 
abwechslungsreiche Aufgabe außerhalb 
ihrer Werkstatt.
Bernd Siewert leitet mittlerweile – wie 
auch die übrigen Umweltassistenten – 
bei den Schulklassenprogrammen „Indi-
aner auf dem Naturpfad“ und „Leben 
in der Steinzeit“ eigenständig eine der 
Arbeitsstationen an. Bevor er sich den 
Besuchergruppen vorstellt, hat er bereits 
die einzelnen Stationen mit Materialien 
wie Lehm, Wasser, Becherlupe, Far-
ben, Bestimmungskarten usw. versorgt. 
Dann übernimmt er seine Themenstation 

und erläutert den Besuchern die Bedeu-
tung der verschiedenen Experimente. Er 
erklärt die Handhabung der Werkzeuge 
ebenso wie die Eigenschaften der zu ver-
wendenden Materialien. Anschließend 
unterstützt er die Teilnehmer bei der 
Durchführung und sorgt mit dafür, dass 
sich bei den Teilnehmern ein Erfolgser-
lebnis einstellen kann. Nach dem Ende 
der Veranstaltung wird aufgeräumt, 
gereinigt und der Bestand kontrolliert. 
Abschließend erfolgt eine Abschlussbe-
sprechung im Team.
Bernd Siewert hat gelernt, die im Rahmen 
seiner Ausbildung geschulten Fähigkei-
ten und deren Entwicklung durch regel-
mäßige Besprechungen zu reflektieren. 
Somit verfügt er über die Entscheidungs-
kompetenz, um die an ihn herangetra-
genen Aufgaben anzunehmen oder ggf. 
abzulehnen. Bernd Siewert weiß seine 
Tätigkeit selbstbewusst einzuschätzen. 
Er erfährt durch die Besuchergruppen 
einen großen Zuspruch. Und es erfreut 
ihn, wenn die Umweltassistenten in der 
örtlichen Presse Erwähnung finden. 
„Manchmal werde ich von fremden Men-
schen angesprochen, die mein Bild in der 
Zeitung gesehen haben. Sie gratulieren 
mir zu meiner Aufgabe und freuen sich 
mit mir“.
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27432 Bremervörde 
hillmann@lebenshilfe-bremervoerde.de



Erwachsenenbildung und Behinderung 2/2011 47

Kontext Erwachsenenbildung

Erwachsenenbildung: Wo geht es hin?
Bericht zum Volkshochschultag 1

Es ist schon sehr beeindruckend, Teilneh-
mer einer Bildungsveranstaltung zu sein, 
die von insgesamt rund 1500 Interessier-
ten besucht wird. Der Deutsche Volks-
hochschultag – in diesem Jahr zum 13. 
Mal veranstaltet – bringt alle fünf Jahre 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter – vor 
allem die Verantwortlichen aus den weit 
über 900 Volkshochschulen in Deutsch-
land – zusammen, um Aktuelles aus dem 
Bereich der Erwachsenenbildung zu dis-
kutieren. Der diesjährige XIII. Deutsche 
Volkshochschultag geht auch deshalb in 
die Geschichte der Volkshochschulbewe-
gung ein, da an ihm eine neue Standortbe-
stimmung über die Volkshochschularbeit 
in Deutschland verabschiedet wurde.2 
Dieses Vorhaben verdient eine beson-
dere Beachtung, da ein ähnliches Papier 
zuletzt aus dem Jahre 1978 stammt. Die 
damalige Broschüre „Stellung und Auf-
gabe der Volkshochschule“ war nicht nur 
wegen der zwischenzeitlich stattgefun-
denen grundsätzlichen Veränderungen in 
Deutschland in Folge der Wiedervereini-
gung in die Jahre gekommen. Sie war vor 
allem auch aufgrund ihrer Botschaften 
und damit zentralen Positionen überho-
lungsbedürftig.

„Bildung in öffentlicher 
Verantwortung“

Der Titel des für die Volkshochschu-
len Weg weisenden neuen Papiers war 
inhaltlich und Struktur gebend gleichsam 
auch Muster für die Gestaltung des XIII. 
Deutschen Volkshochschultages: „Die 
Volkshochschule – Bildung in öffentli-
cher Verantwortung“. Dieser besonders 

auch als Selbstverpflichtung zu sehende 
allgemeine Auftrag spiegelte sich in den 
Vorträgen und Foren des Volkshoch-
schultages wider. Und der Auftrag bekam 
deutlich gesellschaftliche und politische 
Unterstützung und somit Rückendeckung 
durch die Beiträge3 des Bundespräsiden-
ten Christian Wulff, der Bundesministerin 
Prof. Dr. Annette Schavan, des Präsiden-
ten der Kultusministerkonferenz Minister 
Dr. Bernd Althusmann und des Berliner 
Senators für Bildung, Wissenschaft und 
Forschung Prof. Dr. E. Jürgen Zöllner.
„Bildung in öffentlicher Verantwortung“ 
ließ sich u. a. in der Themenvielfalt der 
veranstalteten sechs Foren4 erkennen:
-	 Forum 1: Bildung – Schlüssel zur Inte-

gration von Menschen, Kulturen und 
Milieus

-	 Forum 2: VHS 21 – Bürgerbeteiligung 
als Kraftquelle der Demokratie

-	 Forum 3: Bildungskluft und Alters-
falle? - Lebenslanges Lernen im digi-
talen Zeitalter

-	 Forum 4: Unser Rezept gegen Fach-
kräftemangel: Allgemeine und berufli-
che Bildung

-	 Forum 5: Nach Kyoto und Cancun: Wie 
verändern wir unseren Lebensstil?

-	 Forum 6: Lokale Verantwortungsge-
meinschaft Bildung

Und bei einer derartigen thematischen 
Systematisierung kommt ein Veranstalter 
nicht umhin, die Betrachtung der einzel-
nen Schwerpunkte über eine Innensicht 
der aktiven Volkshochschulen hinaus 
vorzunehmen und dabei besonders auch 
mit Diskussionspartnern u. a. aus gesell-
schaftlichen, politischen, kulturellen und 
religiösen Systemen und Bezügen kritisch 
zu bearbeiten. Dieser Herausforderung 

Werner 
Schlummer
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hat sich der größte europäische Weiter-
bildungskongress in Berlin gestellt – und 
er hat sie mit Bravour gemeistert und 
damit verdeutlicht, wohin sich Erwach-
senenbildung entwickeln muss.

Impulse in und aus den 
Foren

Zwei Beispiele aus dem Spektrum der 
Foren sollen dies verdeutlichen.
-	 Dr. Richard David Precht, als Philosoph 

und Publizist in den letzten Jahren gern 
gesehener Diskutant bei unterschiedli-
chen Veranstaltungen, war Impulsgeber 
und aufgrund seiner Thesen zugleich 
auch Provokateur im Forum 2, das sich 
mit dem Thema „Bürgerbeteiligung als 
Kraftquelle der Demokratie“ befasste. 
Seine Forderungen nach der Selbst-
verständlichkeit von Ehrenamt und 
sozialem Engagement in Zeiten lee-
rer Kassen formulierte er in Richtung 
einer Bringschuld der Bürgerinnen 
und Bürger gegenüber der Gesellschaft 
und einem Sozialstaat, der mehr und 
mehr in Handlungsschwierigkeiten 
gerate. Bezogen auf die Übernahme 
von Bildungsverantwortung redete er 
in diesem Sinne durchaus auch einer 
stärkeren Privatisierung des Bildungs-
engagements das Wort. Notwendig-
keiten der Veränderung leitete Precht 
auch ab von seiner Einschätzung, dass 
die klassischen Weiterbildungseinrich-
tungen nicht zukunftsorientiert und zu 
wenig an den Bedürfnissen der Gesell-
schaft orientiert seien. Mit derartigen 
Formulierungen forderte er im Kreis 
der Podiumsgäste u. a. Thomas Krüger, 
den Präsidenten der Bundeszentrale 
für politische Bildung, zur Gegenrede 
heraus. Krüger konnte Beispiele gelun-
gener politischer Bildung mit neuen 
Themen und im Rahmen alternativer 
Angebotsformen in klassischen Bil-

dungseinrichtungen aufzeigen. Durch 
Prechts Ausführungen herausgefor-
dert wurde auch MdB Dr. Ernst Die-
ter Rossmann, Vorsitzender des Deut-
schen Volkshochschul-Verbandes. Er 
unterstrich vor allem die Notwendig-
keit einer durch den Staat grundlegend 
finanzierten Bildung.

-	 Der besonderen Bezug zu bestehenden 
oder zu entwickelnden kommunalen 
Netzwerken stand im Mittelpunkt von 
Forum 6 „Lokale Verantwortungsge-
meinschaft Bildung“. Die beteilig-
ten Podiumsgäste schälten durch ihre 
Beiträge heraus, dass vor einer unref-
lektierten Entgrenzung der Volkshoch-
schulen in kommunale Bildungsnetz-
werke zu warnen sei. Zwar müssten 
in der Zukunft aktive, vor allem aber 
professionelle Partnerschaften zwi-
schen Volkshochschulen und ande-
ren Institutionen und Organisationen 
im kommunalen Verbund intensiviert 
werden. Dabei läge allerdings bei der 
Volkshochschule als einem besonderen 
Kompetenzzentrum für erfolgreiches 
Lernen mit Erwachsenen eine zentrale 
Dienstleistungs- und Innovationskom-
petenz für die Weiterentwicklung der 
kommunalen Bildungslandschaft. In 
diesem Sinne fassten die beiden Mode-
ratoren des Forums – Dr. Wolfgang 
Eckart, Leiter des Bildungszentrums 
Nürnberg, und Prof. Dr. Klaus Mei-
sel, Managing Director der Münchner 
Volkshochschule – Ergebnisse aus der 
Podiumsdiskussion dieses Forums 
zusammen. Aus Sicht  der beiden 
Volkshochschulverantwortlichen lie-
ßen sich innovative Bildungsoffensi-
ven auf der Basis der pädagogischen 
Professionalität der Volkshochschulen 
realisieren. In diesen Entwicklungspro-
zessen würden aber auch zukünftig die 
Volkshochschulen als eigenständige 
Orte in einer kommunalen Bildungs-
landschaft identifizierbar bleiben.
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1 Weitere Informationen zum XIII. Deutschen 
Volkshochschultag am 12. und 13. Mai 2011 in 
Berlin stehen im Internet unter: www.volkshoch-
schultag.de/dokumentation
2 Eine erste kritische Würdigung des Entwurfs 
zur Standortbestimmung war im letzten Heft der 
ZEuB vorgenommen – vgl. Schlummer (2011): 
Grundsätzlich der richtige Weg. Zum Grundsatz-
papier des Deutschen Volkshochschulverbandes. 
In: Erwachsenenbildung und Behinderung 1/2011, 
34-36
3 Auszüge dieser Beiträge finden sich auch in der 
Zeitschrift dis.kurs – Das Magazin des Deutschen 
Volkshochschul-Verbandes e. V. 2/2011.
4 Auch hierzu finden sich zusammenfassende 
Erläuterungen in der Zeitschrift dis.kurs – Das 
Magazin des Deutschen Volkshochschul-Verbandes 
e. V. 2/2011.

Dr. phil. Werner Schlummer 
Universität zu Köln 
Humanwissenschaftliche Fakultät 
Department Heilpädagogik und 
Rehabilitation 
Arbeitsbereich Geistigbehinderten- 
pädagogik 
Klosterstraße 79 b 
50931 Köln 
werner.schlummer@uni-koeln.de

Mit einem Gemeinschaftsstand auf dem Deutschen Volkshochschultag vertreten: das Berliner 
Aktionsbündnis ERW-IN – Erwachsenenbildung inklusiv – und die Gesellschaft Erwachsenenbildung und 
Behinderung. Foto: E. Ditschek
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Prof. Dr. Klaus Meisel musste sich beei-
len. Als Redakteur des neuen Grundsatz-
papieres der deutschen Volkshochschu-
len hatte der Managementdirektor der 
Münchner Volkshochschule mit einer ful-
minanten Rede die Schlussveranstaltung 
des XIII. Deutschen Volkshochschultages 
unter dem Motto „Auf zu neuen Ufern!“ 
eingeleitet. Nur wenig später stand er als 
erster Hauptredner auf dem Podium der 
Fachtagung „Inklusive Erwachsenenbil-
dung“ vor über 100 Teilnehmerinnen und 
Teilnehmern aus Kreisen der Behinder-
tenhilfe, der Rehabilitationswissenschaft 
und der allgemeinen Erwachsenenbil-
dung. In seiner Rede ließ Klaus Meisel 
keinen Zweifel daran, dass inklusive 
Erwachsenenbildung zu den „neuen 
Ufern“ gehört, die in den nächsten Jahren 
angesteuert werden müssen. Er konnte 
sich dabei auf die aktualisierte VHS-
Standortbestimmung berufen. Gleich im 
Einleitungskapitel des Grundsatzpapie-
res wird darauf hingewiesen, dass heute 
neben Emanzipation und Partizipation 
die Begriffe „Integration und Inklusion“ 
zu „Leitwerten“ der Volkshochschular-
beit geworden sind.

Ein Leitprojekt für Inklusion

Der Termin der Fachtagung „Inklu-
sive Erwachsenenbildung“ direkt im 
Anschluss an den XIII. Deutschen Volks-
hochschultag war bewusst gewählt, um 
die Herausforderungen zu verdeutlichen, 
die sich bei der Umsetzung des Auftrags 
aus der UN-Behindertenkonvention von 

2006 – nach der Ratifizierung durch die 
Bundesregierung seit 2009 in Deutsch-
land verbindlich – für die Erwachsenen-
bildung ergeben. Die Fachtagung an der 
Humboldt-Universität machte mit Vorträ-
gen und Präsentationen deutlich, welche 
Voraussetzungen gegeben sein müssen, 
wenn auch Menschen mit schweren und 
mehrfachen Behinderungen in das Sys-
tem der Erwachsenenbildung integriert 
werden sollen.
Klaus Meisel beschrieb eindringlich die 
finanziellen, organisatorischen und per-
sonellen Rahmenbedingungen und hob 
hervor, dass gelebte Inklusion zuallererst 
eine positive Haltung zu Menschen mit 
Behinderung voraussetzt. Nicht zuletzt 
bei den Lehrenden ist eine besondere 
Sensibilität und zusätzliche Qualifizie-
rung gefragt. Meisel betonte, dass Inklu-
sion in die Organisationsentwicklung 
der Volkshochschulen integriert werden 
muss, und plädierte in diesem Zusam-
menhang für ein von Wissenschaft und 
Praxis gemeinsam initiiertes und getra-
genes Leitprojekt, das im Rahmen von 
Öffentlichkeitsarbeit intensiv begleitet 
werden sollte, um die dringend erforder-
liche Auseinandersetzung mit dem Inklu-
sionsgedanken in den Volkshochschulen 
und in den Kommunen zu befördern.

Wir fangen nicht bei Null an

Dass einzelne Volkshochschulen bereits 
auf erfolgreiche Projekte verweisen 
können, wurde im Verlauf der Fachta-
gung deutlich. Die Volkshochschulen 

Mit Inklusion zu neuen Ufern
Fachtagung „Inklusive Erwachsenenbildung“ an der  

Humboldt-Universität zu Berlin am 13. und 14. Mai 2011*

Werner 
Schlummer

Eduard Jan 
Ditschek
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Nürnberg, München, Ulm, Kaiserslau-
tern, Kassel und Berlin-Mitte waren mit 
Good-Practice-Präsentationen vertreten. 
Das vom Deutschen Volkshochschulver-
band mit entwickelte Computerlernspiel 
„Winterfest“ wurde als pädagogisches 
Werkzeug vorgestellt, das auch in der 
Bildungsarbeit mit Menschen mit Behin-
derung erfolgreich eingesetzt werden 
kann. Die Bergische Volkshochschule 
Solingen-Wuppertal informierte über 
das Kursleiterhandbuch „FOCAL“ (Fos-
tering Creativity in Adult Learners with 
Disabilities through Arts), das im Rah-

men eines internationalen EU-Projektes 
entwickelt wurde.
Am Nürnberger Bildungszentrum wurde 
schon 1974 ein eigener Fachbereich für 
Erwachsenbildung mit Menschen mit 
Behinderung eingerichtet. Michael Galle-
Bammes, der derzeitige Fachbereichslei-
ter, konnte von einer beeindruckenden 
Vielfalt von inklusiven Bildungsange-
boten und zielgruppenspezifischen orga-
nisatorischen Maßnahmen zur Verwirk-
lichung von Barrierefreiheit berichten. 
Und doch bekannte auch er sich zu den 
„Grenzen von Inklusion in der Erwach-
senbildung“, die den eingeschränkten 
finanziellen Möglichkeiten geschuldet 
sind, die sich aber auch aus dem Recht 
der Menschen mit Behinderung auf ziel-
gruppenspezifische Angebote ergeben, 
die explizit und „exklusiv“ für sie einge-
richtet werden.

VHS und Behindertenhilfe 
als Partner

Aus dem Dilemma der Ressourcen-
knappheit könnten Kooperationsprojekte, 
bei denen die Volkshochschulen an den 
Finanzierungsmodalitäten der Behinder-
tenhilfe partizipieren, ein Ausweg sein. 
Die Fachtagung selbst war dafür ein 
gutes Beispiel. Durch die Kooperation 
von Humboldt-Universität zu Berlin, 
Katholischer Hochschule für Sozialwe-
sen Berlin, Gesellschaft Erwachsenenbil-
dung und Behinderung e. V., Lebenshilfe 
Berlin und Volkshochschule Berlin Mitte 
flossen materielle Ressourcen und viel-
fältiges Know-how bei der Vorbereitung 
und Durchführung der Veranstaltung 
zusammen, was auch in der programma-
tischen Vielfalt zum Ausdruck kam.
Neben Workshops mit Beispielen guter 
Praxis bot die Tagung Kurse in Leichter 
Sprache, in denen Bildungsthemen wie 
Erwachsensein, Gesundheit oder auch 
Alphabetisierung behandelt wurden.
Gemeinsam erstellten Teilnehmer mit 
und ohne Behinderung einen Tagungs-
film zum Motto „Teilhabe“. In diesem 
Kurs waren die Teammitglieder als 
„Inklusive Reporter“ mit der Kamera 
unterwegs. Zu den zentralen Plenumsan-
geboten gehörte ferner der Vortrag der 
Tübinger Wissenschaftlerin Dr. Nicole 
Becker, die unter dem Thema „Wissen 
übers Lernen“ eine kritische Bestands-
aufnahme der pädagogischen Rezeption 
neurowissenschaftlicher Erkenntnisse 
präsentierte. Der abschließende Vor-
trag von Prof. Dr. Christian Lindmeier, 
Universität Koblenz-Landau, war ganz 
auf die aktuelle Diskussion rund um die 
UN-Behindertenrechtskonvention aus-
gerichtet. Am Beispiel von Rheinland-
Pfalz machte er deutlich, wie Leitlinien 
inklusiver Erwachsenenbildung in die 

Zum Auftakt der Tagung: Prof. Dr. Klaus 
Meisel skizziert Aspekte einer inklusiven 
Erwachsenenbildung.



52 Erwachsenenbildung und Behinderung 2/2011

Internationales und Veranstaltungen

Weiterbildungsgesetze der Bundesländer 
Eingang finden könnten.
Für das Organisationsteam der Fachta-
gung betonten die beiden Moderatoren, 
Prof. Dr. Karl-Ernst Ackermann (Hum-
boldt-Universität) und Prof. Dr. Reinhard 
Burtscher (Katholische Hochschule für 
Sozialwesen Berlin), die Notwendigkeit 
und Fruchtbarkeit der Kooperation von 
Heil- bzw. Rehabilitationspädagogik, 
Erwachsenenbildung und Behinderten-
hilfe. Aus dieser Verbindung lässt sich 
möglicherweise ein pädagogisches Kapi-
tal schlagen, das allen von Exklusion 
bedrohten Lernwilligen zu Gute kommt. 
Diesen Tenor unterstrich auch das Gruß-
wort von Prof. Dr. Rita Süssmuth, die als 
Präsidentin des Deutschen Volkshoch-
schul-Verbandes die Schirmherrschaft 
der Fachtagung „Inklusive Erwachsenen-
bildung“ übernommen hatte.

* Der vorliegende Beitrag wurde erstmalig veröf-
fentlicht in der Zeitschrift dis.kurs – Das Magazin 
des Deutschen Volkshochschul-Verbandes e. V. 
2/2011, 18-19. Für diese Veröffentlichung wurde er 
geringfügig überarbeitet.

Dr. Eduard Jan Ditschek 
Erwachsenenbildner und bis Ende 2010 
Leiter der Volkshochschule Berlin-Mitte

Dr. Werner Schlummer 
Wissenschaftlicher Mitarbeiter im  
Arbeitsbereich Geistigbehinderten- 
pädagogik 
an der Universität zu Köln
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ConSozial 2011 
Soziale Nachhaltigkeit – wer erzieht, pflegt und hilft morgen?
13. Fachmesse und Congress des Sozialmarktes
2. - 3. November 2011, Messezentrum Nürnberg
Weitere Informationen:
www.consozial.de

In der Gesellschaft
Fachkongress der Lebenshilfe 2011
10. - 11. November 2011, Maritim Hotel, Berlin
Weitere Informationen:
www.lebenshilfe-fachkongress.de

Leben lernen – Inklusiv weiterbilden
Inklusion und Teilhabe: Eine Herausforderung für die Unterstützung von Menschen mit geistiger 
Behinderung und hohem sozialen Integrationsbedarf
18. - 19. November 2011, Martinsclub Bremen, Bremen
Weitere Informationen:
http://martinsclub.de/veranstaltungen/tagungen.html

Inklusion und Teilhabe 
Eine Herausforderung für die Unterstützung von Menschen 
mit geistiger Behinderung und hohem sozialen Integrations-
bedarf
22. - 23. November 2011, Mercatorhalle, Duisburg
Weitere Informationen:
www.fachtagung-2011-hph-netzwerk.lvr.de

Gemeinsame Wege 
Inklusion als Anspruch und Auftrag der Heilpädagogik
45. Bundesfachtagung des BHP (Berufsverband der Heilpädagogik)
25. - 27. November 2011, Urania Berlin e. V., Berlin
Weitere Informationen:
www.heilpaedagogikwirkt.de

Internationales und Veranstaltungen
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didacta - Die Bildungsmesse
14. - 18. Februar 2012, Deutsche Messe Hannover, Hannover
Weitere Informationen:
www.didacta.de

Bildung und Arbeit – Interdisziplinäre Tagung Leben pur 2012 
Zur Situation von Erwachsenen mit schweren und  
mehrfachen Behinderungen: Schule aus – was nun?
1. Termin: 9. - 10. März 2012, Holiday Inn, München
2. Termin: 27. - 28. April 2012, Leben mit Behinderung Hamburg, Hamburg
Im Vorfeld der Tagung ist der Förderpreis Leben pur 2012 ausgeschrieben.
Thema: Bildung und Arbeit von Menschen mit schwersten Behinderungen. Einsendeschluss ist 
der 30. November 2011
Weitere Informationen:
http://stiftung-leben-pur.de/

23. Kongress der Deutschen Gesellschaft für  
Erziehungswissenschaft
12. - 14. März 2012, Universität, Osnabrück
Weitere Informationen:
www.dgfe2012.de

Ohne Bildung keine Teilhabe – von der frühen Kindheit bis 
ins hohe Alter 
79. Deutscher Fürsorgetag 2012
Kongress des Deutschen Vereins für öffentliche und private Fürsorge e. V.
8. - 10. Mai 2012, Hannover Congress Centrum, Hannover
Weitere Informationen:
www.deutscher-verein.de/07-termine/deutscher-fursorgetag/
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Buchbesprechung

„Leben so wie Du und Ich“

Deutsche Heilpädagogische Gesellschaft (Hrsg.): Leben so wie Du und Ich. Wege zur 
Teilhabe in der Gemeinde und Gesellschaft von Menschen mit geistiger Behinderung 
und hohem Unterstützungsbedarf. DHG-Schriften 16, 2011, 112 S.; Eigenverlag DHG; 
10,00 Euro

Projekte zu den Themen „Leben so wie 
Du und Ich – Wege zur Einbindung in die 
Gemeinde“ und „Teilhabe ist unteilbar! 
Teilhabemöglichkeiten von Menschen 
mit geistiger Behinderung und herausfor-
derndem Verhalten“ stellt eine neue Publi-
kation der Deutschen Heilpädagogische 
Gesellschaft (DHG) vor. Die Projekte 
beschreiben unterschiedliche Aktivitäten 
in den Lebensfeldern Wohnen, Arbeit 
und Beschäftigung, Freizeit und Bildung. 
Hintergrund dieser Publikation sind die 
2008 und 2010 ausgelobten DHG-Preise, 
mit denen zukunftsweisende Projekte 
zur Unterstützung von Erwachsenen 
mit geistiger Behinderung und hohem 
Unterstützungsbedarf gesucht wurden. 
Der nun erschienene Band anlässlich des 
20-jährigen Bestehens der DHG enthält 
Darstellungen der prämierten Projekte 
und weiterer eingereichter Initiativen. Er 
verdeutlicht damit, welche vielfältigen 
Möglichkeiten es gibt, Hilfen nach den 
Bedürfnissen und Wünschen ihrer Nutzer 
und Nutzerinnen auszurichten, eine Ver-
besserung der gesellschaftlichen Teilhabe 
zu ermöglichen und dabei eine sozial-
räumliche Orientierung sowie Inklusion 
bzw. soziale Integration zu realisieren. 
Ein Buch, das durch seine Vielfalt auch 
Anregungen für die praktische Erwach-
senenbildung liefert.

Bezugsquelle:
Deutsche Heilpädagogische Gesell-
schaft e. V.
Am Schulzentrum 9-11 
52428 Jülich
www.dhg-kontakt.de
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Das Persönliche Geld

Mensch zuerst. Netzwerk People First Deutschland e. V. / Deutsches Rotes Kreuz / Mar-
tin-Luther-Universität Halle-Wittenberg (Hrsg.): Das Persönliche Geld. Infos in Leich-
ter Sprache. Heft 1-8. 2010, 250 S.; Eigenverlag Mensch zuerst – Netzwerk People First 
Deutschland e. V.; 19,50 Euro

Der Vormarsch der Leichten Sprache 
scheint unaufhaltsam. Auch bei politi-
schen Wahlen bringen heute Parteien ihr 
Wahlprogramm in Leichter Sprache her-
aus. „Sie ist zum Symbol dafür gewor-
den, dass Menschen mit geistiger Behin-
derung ‚mitgedacht werden‘“, schreiben 
Klaudia Erhardt und Katrin Grüber in 
ihrem Buch „Teilhabe von Menschen mit 
geistiger Behinderung am Leben in der 
Kommune“ (Lambertus Verlag 2011, S. 
69 f).
Dies gilt es festzustellen, auch wenn 
das Konzept der Leichten Sprache nicht 
unumstritten ist, wie diese Autorinnen 
und andere ebenfalls unterstreichen.
Wird allerdings Material direkt für den 
Personenkreis Menschen mit geistiger 
Behinderung oder Menschen mit Lern-
schwierigkeiten erstellt, scheint der ein-
geschlagene Weg nicht mehr ohne Leichte 
Sprache begehbar zu sein. Das Thema 
Persönliches Budget ist ein solches 
Thema, das sich vor allem an Menschen 
mit Behinderung wendet. Und hierzu 
liegt ein neuer Materialienband vor, der 
von Mensch zuerst – Netzwerk People 
First Deutschland e. V., dem Deutschen 
Roten Kreuz und der Martin-Luther-Uni-
versität Halle-Wittenberg herausgegeben 
wurde.
Ein Team der Martin-Luther-Universität 
Halle-Wittenberg um Prof. Dr. Georg 
Theunissen hat an der Entwicklung und 
Realisierung des Projektes mitgewirkt. 
Entstanden ist ein Ordner mit 8 Heften, 
die das Thema „Das Persönliche Geld 
– Infos in Leichter Sprache“ systemati-
sieren. Neben grundlegenden Infos und 

rechtlichen Erläuterungen geht es um 
den Antrag, das Gespräch im Rahmen 
der Hilfeplan-Konferenz, den Vertrag 
und den Bescheid.
Die in der typischen Methode der Leich-
ten Sprache aufbereiteten Informationen 
bilden einen Fundus für die Bearbeitung 
des Themas im Rahmen von Erwachse-
nenbildungs-Angeboten. Praxisnah ist 
auch Heft 7 – Das Wörterbuch. In ihm 
werden die wesentlichen „schweren Wör-
ter“ in Sachen Persönliches Budget präg-
nant und gut verständlich aufbereitet und 
systematisiert. Können Sie zum Beispiel 
einem anderen Menschen erklären, was 
ein Bedarfs-Feststellungs-Verfahren ist? 
In Heft 7 des Ordners finden Sie eine ein-
deutige und verständliche Darstellung.
Alles in allem: Die inhaltliche Aufberei-
tung und die Herstellung in Form von 
praktischen Themenheften eignen sich 
hervorragend für den Einsatz im Rahmen 
von Beratung und Erwachsenenbildung.
Werner Schlummer, Köln

Bezugsquelle:
Mensch zuerst, Buch-Bestellung,  
Kölnische Straße 99, 34119 Kassel
www.menschzuerst.de
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Bedeutung der  
UN-Behindertenrechtskonvention

Präsidium der GEB bei Mitgliederversammlung 
im Amt bestätigt

Das Präsidium der Gesellschaft Erwach-
senenbildung und Behinderung e. V. 
(GEB) wurde auf der letzten Mitglieder-
versammlung der GEB am 14. Mai 2011 
im Amt bestätigt. So stehen auch in den 
kommenden zwei Jahren folgende Mit-
glieder dem Verein vor:
Prof. Dr. Karl-Ernst Ackermann, Präsi-
dent
Kathrin Krüger, Vizepräsidentin
Christoph Sasse, Schriftführer
Karin Poad, Schatzmeisterin
Die satzungsgemäß alle zwei Jahre statt-
findende Mitgliederversammlung wurde 
im Anschluss an die Berliner Fachtagung 
„Inklusive Erwachsenenbildung“ in der 
Humboldt-Universität zu Berlin durch-
geführt (siehe gesonderten Bericht). 
So bot diese Tagung einen besonderen 
Anlass, die Bedeutung der UN-Behin-
dertenrechtskonvention (UN-BRK) auch 
zum Thema der Mitgliederversammlung 
zu machen. Karl-Ernst Ackermann stellte 
diesen Zusammenhang an den Anfang 
des Geschäftsberichtes, mit dem er die 
zurückliegenden zwei Jahre Revue pas-
sieren ließ.
Ackermann unterstrich, dass sich in den 
nunmehr 22 Jahren seit Bestehen der GEB 
im System Behindertenhilfe vieles in 
positive Richtung verändert habe. „Aller-
dings besteht nach wie vor im Blick auf 
die Erwachsenenbildung von Menschen 
mit (geistigen) Behinderungen Nachhol-

bedarf“, betonte der Präsident der GEB 
zu Beginn der Mitgliederversammlung. 
Dies gelte vor allem auch hinsichtlich 
der Forderung nach einem „inklusiven 
Bildungssystem“, wie es die UN-Behin-
dertenrechtskonvention in ihrem Artikel 
24 fordere.
„Obwohl der Erwachsenenbildung 
gerade für Menschen mit geistiger Behin-
derung ein sehr bedeutsamer Stellen-
wert zukommt, wird sie im System der 
Behindertenhilfe oftmals nur am Rande 
wahrgenommen – und dann eher in Form 
eines geschlossenen Angebotes realisiert, 
das sich nur an Menschen mit Behinde-
rungen richtet. Im etablierten System der 
Weiterbildung bzw. innerhalb der allge-
meinen Erwachsenenbildung gerät die 
Aufgabe einer inklusiven Erwachsenen-
bildung bislang bis auf einige Ausnahmen 
noch gar nicht in den Blick.“ Ackermann 
forderte, zukünftig verstärkt die in der 
UN-BRK ebenso explizit angesprochene 
Erwachsenenbildung in das Bewusstsein 
zu holen und den Bezug auf das Recht 
zum „lebenslangen Lernen“ herzustellen. 
„Der GEB kommt hier deshalb eine wich-
tige Funktion zu“, betonte Ackermann: 
„Nämlich sowohl die Behindertenhilfe 
wie auch die allgemeine Erwachsenen-
bildung auf die Notwendigkeit eines 
Zugangs zu einer Erwachsenenbildung in 
einem inklusiven Bildungssystem hinzu-
weisen.“

Werner 
Schlummer
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